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Ausschuss für Haushaltskontrolle 
 
 
23. Sitzung (öffentlich) 

18. Februar 2025 

Düsseldorf – Haus des Landtags 

13:30 Uhr bis 15:31 Uhr 

 

Vorsitz:  Anke Fuchs-Dreisbach (CDU) (stellv. Vorsitzende) 

Protokoll: Gertrud Schröder-Djug 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

1 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-West-
falen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023  
Beitrag 15:   Kostenexplosion und intransparente Entscheidungswege 
bei der Sanierung des Schauspielhauses Düsseldorf (Beschlussvorschlag 
der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 1]) 7 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3461 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stim-
men aller Fraktionen zu. 
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2 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 

dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-West-
falen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023   
Beitrag 29:   Förderung des Erwerbs von Wohneigentum auf fehler-
hafter Grundlage – Mitnahmeeffekt inklusive (Beschlussvorschlag der 
Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 2] 
sowie Beschlussvorschlag der SPD-Fraktion [s. Anlage 3] 8 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3465 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss lehnt den Beschlussvorschlag der SPD-Frak-
tion mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der SPD-Fraktion 
und der AfD-Fraktion ab. 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag der Fraktio-
nen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und AfD 
zu. 

3 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-West-
falen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023   
Beitrag 25:   Einführung eines digitalen Vergabemanagementsystems 
beim Bau- und Liegenschaftsbetrieb Nordrhein-Westfalen immer noch 
nicht abgeschlossen (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 4] sowie Beschlussvorschlag der 
SPD-Fraktion [s. Anlage 5] 10 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3463 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3573 

– Wortbeiträge 
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Der Ausschuss lehnt den Beschlussvorschlag der SPD-Frak-
tion mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der SPD-Fraktion 
bei Enthaltung der AfD-Fraktion ab. 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP zum Beitrag 25 mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP und AfD gegen die Stimmen der SPD-Fraktion zu. 

4 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-West-
falen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023   
Beitrag 26:   Portfoliosteuerungstool des Bau- und Liegenschaftsbetriebs 
Nordrhein-Westfalen: Welche Immobilie wird zuerst saniert? (Beschluss-
vorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
[s. Anlage 6]) 12 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3464 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3599 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
FDP gegen die Stimme der AfD-Fraktion zu. 

5 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-West-
falen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023   
Beitrag 30:   Hohes Steuerausfallrisiko bei der energetischen Sanierung 
von Wohngebäuden (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 7]) 13 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3466 
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Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3550 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stim-
men aller Fraktionen zu. 

6 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-West-
falen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023   
Beitrag 18:   Rücklagen der Universitäten und Fachhochschulen – je 
mehr, desto besser? (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 8]) 14 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3462 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stim-
men aller Fraktionen zu. 

7 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-West-
falen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023   
Beitrag 11:   Weiterbauen ohne hinzuschauen? Regionale Trainings-
zentren der Polizei NRW 15 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3551 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 
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8 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 

dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-West-
falen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023   
Beitrag 24:   Wenn das Land erbt: Schnell statt bestmöglich verwerten? 23 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3553 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

9 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-West-
falen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023   
Beitrag 19:   Förderung einer Panelstudie mit Pannen 28 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3552 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

10 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-West-
falen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023   
Beitrag 31:   Risikomanagement der Finanzämter: Einstufung in Risiko-
klassen optimierungsbedürftig 30 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3554 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 
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11 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 

dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-West-
falen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023   
Beitrag 32:   Risikomanagement der Finanzämter: Bearbeitungsweise 
bei wichtigen Sicherungselementen des Risikomanagementsystems 
unzureichend 35 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3555 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

12 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-West-
falen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023   
Beitrag 33:   Drohende Steuerausfälle beim Wechsel der Gewinnermitt-
lungsmethode 39 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3556 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

* * * 
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1 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023  
Beitrag 15:  Kostenexplosion und intransparente Entscheidungswege bei 
 der Sanierung des Schauspielhauses Düsseldorf (Beschlussvorschlag der 
Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 1]) 

Vorlage 18/2842  

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen  
Vorlage 18/3461  

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach merkt an, mit diesem Beitrag des Jahres-
berichts 2024 beschäftige sich der Ausschuss heute letztmalig. Mit Vorlage 18/3461 
liege der aktualisierte Sachstandsvermerk des Landesrechnungshofs zum Beitrag 15 
vor.  

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stim-
men aller Fraktionen zu.  
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2 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023  
 Beitrag 29:  Förderung des Erwerbs von Wohneigentum auf fehlerhafter 
Grundlage – Mitnahmeeffekt inklusive (Beschlussvorschlag der Fraktionen 
von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 2] sowie Beschluss-
vorschlag der SPD-Fraktion [s. Anlage 3] 

Vorlage 18/2842  

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen  
Vorlage 18/3465  

Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach verweist auf den aktualisierte Sachstandsver-
merk des Landesrechnungshofs zum Beitrag 29.  

Frank Börner (SPD) hält fest, in dem Bericht werde dargestellt, dass das Finanzmi-
nisterium versucht habe, die Arbeit des Landesrechnungshofes nicht unbedingt positiv 
zu begleiten, sondern eher im Gegenteil. Da wäre die Frage, ob sich daran etwas ge-
ändert habe, ob es dazu neue Kenntnisse gebe oder wie die weitere Zusammenarbeit 
aussehe.  

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn antwortet, es gebe im 
Grunde genommen nichts Neues. Er könne berichten, dass das Finanzministerium 
mitgeteilt habe, dass es auf seinem Rechtsstandpunkt bestehe und dass es den Lan-
desrechnungshof in Zukunft beteiligen werde – er füge hinzu: ohne Anerkennung einer 
Rechtspflicht –, wenn kein Verwendungsnachweis erlassen werde, was im Zuwen-
dungsrecht eigentlich atypisch sei. Aber einen weiteren Sachstand gebe es nicht.  

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) betont, der Beschlussvorschlag von CDU, Grünen und 
FDP bringe deutlich zum Ausdruck, dass der Landesrechnungshof nicht in dem aus-
reichenden Maße in die Erstellung der Förderrichtlinie einbezogen worden sei und 
dass sich das in Zukunft ändern sollte, was das Finanzministerium zugesagt habe. 
Von daher denke er, dass dieser gemeinsame Beschlussvorschlag umfassend genug 
sei, um dem Rechnung zu tragen, was der Landesrechnungshof hier vorgetragen 
habe. Er bitte, dem zuzustimmen.  

Stefan Zimkeit (SPD) bittet um eine Erklärung des letzten Satzes dieses Beschluss-
vorschlages. Steuerliche Erleichterungen könnten nicht durch Förderprogramme vor-
genommen werden, sondern nur durch Gesetzesänderungen. Das sei nun mal so. Er 
wüsste gerne, warum das jetzt hier reingeschrieben worden sei. Es gehe ja um einen 
ganz anderen Sachverhalt, nämlich darum, ob Förderungen von politisch gewünsch-
ten Zwecken immer durch Steuererleichterungen oder auch durch Förderprogramme 
geschehen sollten.  
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Er halte in vielen Bereichen Förderprogramme durchaus für sinnvoller als Steuerer-
leichterungen, weil Steuererleichterungen erfahrungsgemäß höheren Einkommen 
mehr zugutekämen als niedrigen Einkommen. Er verstehe den Sinn dieses Satzes 
nicht ganz und halte ihn, wenn er so gemeint sei, wie er ihn zuletzt interpretiert habe – 
dass man immer über Steuererleichterungen gehen sollte –, für sachlich falsch.  

Simon Rock (GRÜNE) meint, wenn man es so interpretieren würde, wie Herr Zimkeit 
es getan habe, dann wäre es nach seiner Auffassung tatsächlich falsch. Man rede hier 
aber nicht aus der blauen Luft, sondern der Ausschuss habe sich in der letzten Sitzung 
intensiv damit beschäftigt. Die Aussage des Landesrechnungshofs, die er inhaltlich 
auch teile, laute, dass es kein geeignetes Instrument sei, die steuerliche Entlastung 
durch ein Förderprogramm quasi zu synthetisieren, so wolle er es mal formulieren.  

Man rede hier intensiv, auch in anderen Kontexten darüber, dass es einen Steuerfrei-
betrag für den Ersterwerb von Immobilien geben solle. Dafür wäre allerdings Bundes-
recht zu ändern. Das könne man jetzt inhaltlich so und so bewerten. Die Koalitionsver-
träge der Ampel im Bund und Schwarz-Grün in Nordrhein-Westfalen hätten sich da 
entsprechend zu verhalten.  

Dieser Satz müsse selbstverständlich nur insofern interpretiert werden, dass eine Än-
derung von Bundesrecht im Ergebnis zu einer ähnlichen Wirkung führe, wie sie durch 
dieses Förderprogramm synthetisiert werde. Das sei sinnvoller, als die Mittel des För-
dermittelrechts zu nutzen. Ansonsten sei es so, dass Förderprogramme häufig zielge-
richteter sein könnten als allgemeine Steuerentlastungsmaßnahmen.  

Aber hier in Nordrhein-Westfalen stehe man momentan vor der Situation, entweder 
den Steuersatz der Grunderwerbsteuer allgemein abzusenken – dann betreffe das alle 
– oder es sein zu lassen. Damit werde intendiert, eher in Richtung eines Freibetrags 
für bestimmte Gruppen zu gehen, womit dann wiederum Bundesrecht zu ändern wäre. 
Und das sei die Intention dieses Satzes, so wie er aufgenommen worden sei. Das 
stehe jetzt auch im Protokoll, und er hoffe, dass Herr Zimkeit mit der Erklärung so 
mitgehen könne.  

Der Ausschuss lehnt den Beschlussvorschlag der SPD-Frak-
tion mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der SPD-Fraktion 
und der AfD-Fraktion ab.  

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag der Fraktio-
nen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und AfD 
zu.  
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3 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023  
Beitrag 25:  Einführung eines digitalen Vergabemanagementsystems beim
 Bau- und Liegenschaftsbetrieb Nordrhein-Westfalen immer  noch nicht ab-
geschlossen (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und FDP [s. Anlage 4] sowie Beschlussvorschlag der SPD-Fraktion 
[s. Anlage 5] 

Vorlage 18/2842  

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen  
Vorlage 18/3463  

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/3573  

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach merkt an, auch mit diesem Beitrag des 
Jahresberichts 24 beschäftige sich der Ausschuss heute letztmalig. Sie verweise auf 
den aktualisierten Sachstandsvermerk des Landesrechnungshof zu Beitrag 25 – vgl. 
Vorlage 18/3463. Nach diesem hätten sich keine Änderungen im Sachstand ergeben.  

Laut Frank Börner (SPD) liegt die Dissens der beiden Anträge darin, inwieweit für das 
BLB das Thema „Transparenz“ wichtig sein könne. Er habe die Ehre gehabt, in dem 
letzten Untersuchungsausschuss zum Thema „BLB“ dabei sein zu dürfen. Offensicht-
lich sei das Thema „Transparenz“ da immer noch nicht hundertprozentig angekom-
men. Die Möglichkeit der Umsetzung durch Software sei auch nicht so verfolgt worden, 
wie man das vielleicht erwarten habe. Er denke, es sei sinnvoll, nochmal darauf hin-
zuweisen, dass vor dem Hintergrund der aktuellen Probleme bei der Staatskanzlei und 
auch bei weiteren Maßnahmen, die der BLB mache, diese Software bei dem Verga-
bemanagement möglichst schnell umgesetzt werde.  

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) erwidert, der Unterschied zwischen den beiden Be-
schlussvorschlägen liege seines Erachtens darin, dass der Beschlussvorschlag der 
SPD insinuiere, dass, wenn das Vergabemanagementsystem funktionsfähig gewesen 
wäre und komplett durchgeführt worden wäre, die Vergaben für die Sanierung der 
Staatskanzlei hätten auffallen können. Das sei aus dem Bericht des Landesrechnungs-
hofs so nicht hervorgegangen. Das heiße, hier werde etwas insinuiert, was nicht 
stimme.  

Deswegen könne seine Fraktion dem Beschlussvorschlag der SPD nicht folgen. Er 
werbe dafür, dem Beschlussvorschlag von CDU, GRÜNEN und FDP zu folgen, denn 
der orientiere sich an dem, was der Landesrechnungshof beim letzten Mal vorgetragen 
habe.  
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Dirk Wedel (FDP) betont, in der Tat weise der Beschlussvorschlag der SPD seines 
Erachtens auch eine überschießende Tendenz auf, und zwar in zweifacher Hinsicht. 
Einmal werde festgestellt, dass die Einführung des digitalen Vergabemanagementsys-
tems zeitlich deutlich verfehlt gewesen sei.  

Das sei ein Kabinettsbeschluss gewesen. Damit habe es eine verwaltungsinterne Frist 
gegeben. Verwaltungsinterne Fristen würden innerhalb der Landesregierung am lau-
fenden Band gerissen. Wenn man da mal eine vollständige Übersicht anfordern würde, 
würde man die nie bekommen, weil sie nie fertig werden würde. Er glaube, der Termi-
nus „verzögert“ aus dem Beschlussvorschlag von CDU, Grünen und FDP sei an der 
Stelle etwas genauer.  

Das Zweite: Er habe weder aus dem Bericht des Landesrechnungshofs noch aus der 
Aktualisierung noch aus dem Protokoll, das er sich sehr genau angeschaut habe, die 
Schlussfolgerung ableiten können, dass die nicht rechtzeitige Umsetzung der Vorga-
ben zur Einführung und Nutzung dieses Vergabemanagementsystems kausal irgend-
einen Beitrag zur Frage der mutmaßlichen Vergaberechtsverstößen bei der Sanierung 
der Staatskanzlei geleistet hätte. Deswegen sei der Beschlussvorschlag von CDU, 
Grünen und FDP einfach präziser. Man könne derzeit keine Aussage darüber machen. 
Aber es werde untersucht, und zwar im Auftrag an Deloitte. Der Beschlussvorschlag 
beschreibe den Zustand, so wie er jetzt sei, exakt und beteilige sich nicht an irgend-
welchen Spekulationen.  

Frank Börner (SPD) stellt, an Dr. Kaiser gewandt, klar, den Zusammenhang mit den 
Vorgängen um die Sanierung der Staatskanzlei hätten die Koalitionsfraktionen mit der 
FDP mit diesem Beschlussvorschlag als Erste nach vorne gebracht. Darauf habe seine 
Fraktion reagiert. In dem Beschlussvorschlag von den drei Fraktionen stehe, dass da 
kein Zusammenhang zu sehen sei. Dem könne die SPD nicht zustimmen. Aber dafür 
habe man ja auch einen eigenen Beschlussvorschlag eingebracht.  

Der Ausschuss lehnt den Beschlussvorschlag der SPD-Frak-
tion mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der SPD-Fraktion 
bei Enthaltung der AfD-Fraktion ab.  

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP zum Beitrag 25 mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP und AfD gegen die Stimmen der SPD-Fraktion zu.  
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4 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023  
Beitrag 26:  Portfoliosteuerungstool des Bau- und Liegenschaftsbetriebs 
Nordrhein-Westfalen: Welche Immobilie wird zuerst saniert? (Beschlussvor-
schlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 6]) 

Vorlage 18/2842  

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen  
Vorlage 18/3464  

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/3599  

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach merkt an, auch mit diesem Beitrag des 
Jahresberichts 2024 beschäftige sich der Ausschuss heute letztmalig. Sie verweise 
auf den aktualisierten Sachstandsvermerk des Landesrechnungshof zum Beitrag 25 
sowie auf den Bericht der Landesregierung – Vorlage 18/3599.  

Dr. Hartmut Beucker (AfD) weist darauf hin, dass der Beschlussvorschlag den Satz 
enthalte: „Der Ausschuss geht davon aus, dass der BLB darauf hinarbeitet, den Ener-
gieverbrauch seiner Gebäude lückenlos und gebäudescharf zu erfassen, ...“. Das be-
deute, dass der Ausschuss dem BLB das nahe lege. Da man das aber nicht präzisiere, 
werde seine Fraktion diese Beschlussvorlage ablehnen.  

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
FDP gegen die Stimme der AfD-Fraktion zu.  
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5 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023  
Beitrag 30:  Hohes Steuerausfallrisiko bei der energetischen Sanierung von 
Wohngebäuden (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 7]) 

Vorlage 18/2842  

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen  
Vorlage 18/3466  

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/3550  

 Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stim-
men aller Fraktionen zu.  
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6 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023  
Beitrag 18:  Rücklagen der Universitäten und Fachhochschulen – je mehr,
 desto besser? (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und FDP [s. Anlage 8]) 

Vorlage 18/2842  

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen  
Vorlage 18/3462 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stim-
men aller Fraktionen zu.  

 
  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 15 - APr 18/842 

Ausschuss für Haushaltskontrolle 18.02.2025 
23. Sitzung (öffentlich) sd 
 
 
7 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023  
Beitrag 11:  Weiterbauen ohne hinzuschauen? Regionale Trainingszentren 
 der Polizei NRW  

Vorlage 18/2842  

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen  
Vorlage 18/3551  

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach merkt an, mit diesem Prüfbericht be-
schäftige sich der Ausschuss in dieser Sitzung erstmals. Der Landesrechnungshof 
habe mit Vorlage 18/3551 einen aktualisierten Sachstandsvermerk zum Beitrag 11 
übermittelt. Jetzt berichte der Landesrechnungshof. Sie erteile Frau Krüger das Wort.  

LMR’in Doris Krüger (LRH) trägt vor:  

Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Ich möchte die Gelegenheit nutzen, 
kurz in die Materie und in den aktuellen Sachstand einzuführen. Das Land errichtet 
seit 2012 sogenannte Regionale Trainingszentren im ganzen Land. Zwölf sollen es 
werden. Dadurch soll das Einsatztraining der Polizeivollzugsbeamten quasi zentra-
lisiert erfolgen.  

Hierzu gibt es auch einen entsprechenden Rundererlass zum Polizeieinsatztraining, 
der die Stundenzahlen, die Inhalte der Trainings regelt. Im Jahr 2014 hat das Rech-
nungsprüfungsamt Arnsberg das erste Trainingszentrum in Ostwestfalen-Lippe hin-
sichtlich seiner Auslastung geprüft und seinerzeit festgestellt, dass das Trainings-
zentrum deutlich unter dem Plan-Soll der Auslastung liegt, weil die Einsatztrainings 
nicht in dem gewünschten und vorgegebenem Umfang absolviert worden sind.  

Das RPA hat seinerzeit dem Innenministerium dringend empfohlen, ein Auslas-
tungscontrolling zu implementieren. Dem hatte das Innenministerium auch zuge-
stimmt und das Landesamt für Ausbildung, Fortbildung und Personalangelegenhei-
ten der Polizei, das LAFP, damit beauftragt, eine Auslastungskonzeption und ein 
entsprechendes Controlling aufzusetzen.  

Im Jahr 2022/2023 kam es erneut zu einer Prüfung des zweiten entstandenen Re-
gionalen Trainingszentrums, dem sogenannten Trainingszentrum Ruhrgebiet Ost, 
ansässig in Dortmund. Dort wurde festgestellt, dass deutlich mehr Trainings statt-
fanden, als das dem Soll des Innenministeriums entsprach. Während das Soll von 
1.300 ausging, fanden im Jahr 2023 2.100 Trainings dort statt.  

Auch die Öffnungszeiten lagen deutlich über dem Soll. Während das IM im Plan von 
230 Tagen ausging, konnten dort im Jahr 2023 an 247 Tagen Trainings durchge-
führt werden. Das führte am Ende zu einer Mehrauslastung von 59 % gegenüber 
dem Soll. Jetzt fragen Sie sich möglicherweise: Wie war es möglich, so deutlich über 
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dem Soll zu sein? Das lag zum einen daran – dazu muss man ein Stück weit auf 
die Rand- und Rahmenbedingungen eines RTZ eingehen –:  

Ein sogenanntes Regionales Trainingszentrum ist kein kleines Gebäude mit 17.000 
Quadratmetern. Vor allen Dingen bietet es verschiedene Trainingsbereiche. Dort 
werden Häuserschluchten nachgestellt, Bankfilialen, Treppenhäuser. Es gibt unge-
fähr sieben solcher verschiedenen Einsatzbereiche. Darüber hinaus gibt es Matten-
räume, Schießanlagen, sodass parallel im Regionalen Trainingszentrum Ruhrge-
biet Ost bis zu acht statt der geplanten drei Trainingsgruppen tätig werden konnten.  

Das heißt, im Jahr 2023 wurden tatsächlich in einer Schicht bis zu acht Trainings-
gruppen dort durchgeschleust. Diese wurden in den Seminarräumen dann auch vor- 
und nachbereitet. Statt der gedachten drei – laut Innenministerium – gab es aber, 
weil das PP Dortmund angrenzte und Seminarräume zur Verfügung stellte, mehr 
als diese drei Seminarräume zur Vor- und Nachbereitung, und teilweise fand die 
Vor- und Nachbereitung auch in Mattenräumen statt.  

Darüber hinaus ließ das RTZ Ruhrgebiet Ost während der Wartungsarbeiten nicht 
das ganze RTZ schließen. Man kann es sich vorstellen: Wenn im Bereich der Bank-
filiale Wartungsarbeiten zu erledigen waren, musste nicht das gesamte RTZ des-
wegen geschlossen werden.  

Neben diesen Mehrauslastungen gegenüber dem Plan-Soll haben wir auch festge-
stellt, dass beispielsweise der Spätdienst deutlich weniger repräsentiert war als der 
Frühdienst. Während im Frühdienst, wie gesagt, bis zu acht Trainingsgruppen trai-
nierten, kam es im Spätdienst zumindest im Jahr 2023 nur zu einem Training von 
ein bis zwei Gruppen. Von all dem wusste das Innenministerium nichts. Auch das 
LAFP wusste davon nichts, weil man es schlicht unterlassen hatte, das geforderte 
Auslastungscontrolling zu implementieren.  

Gleichwohl plante man zwölf Jahre munter weiter mit weiteren Regionalen Trainings-
zentren in Höhe eines Invests von ungefähr 50 Millionen Euro, ohne zu wissen oder 
sich zu fragen, ob es überhaupt noch dieser Anzahl bedarf.  

Der LRH hat deswegen darum gebeten, endlich ein Auslastungscontrolling zu im-
plementieren und vor allen Dingen auch einmal zu evaluieren, ob auf dieser Grund-
lage wirklich noch alle RTZ erforderlich sind. Darüber hinaus haben wir angeregt, 
mehr als drei Seminarräume einzuplanen. Denn wie ich eben sagte: Die Seminar-
räume stellen das Nadelöhr dar für die bis zu acht parallel stattfindenden Trainings. 
Das heißt, mit jedem Seminarraum, den ich auch für zukünftige RTZ weiter ein-
plane, erhöhe ich die Auslastung deutlich. Wir haben darüber hinaus angeregt, auch 
die Wartungen im laufenden Betrieb weiter zu gestatten, und haben um eine bes-
sere Auslastung im Spätdienst gebeten.  

Das IM hat diesem geforderten Auslastungscontrolling erneut zugestimmt. Ich hoffe, 
dass es diesmal klappt. Ich hoffe auch, dass in die Evaluation eingestiegen wird, 
inwieweit dieses Auslastungscontrolling für die weitere Planung und Umsetzung der 
12 RTZ bedeutend ist.  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 17 - APr 18/842 

Ausschuss für Haushaltskontrolle 18.02.2025 
23. Sitzung (öffentlich) sd 
 
 

Darüber hinaus hat es auch die Anzahl der Einsatztrainings auf 1.840 angehoben, 
hat eine weitere Erhöhung aber abgelehnt unter Hinweis auf Neueinstellungen und 
neue Trainingsinhalte. Die Wartungen im laufenden Betrieb lehnt es weiter ab. Zu 
den zusätzlichen Seminarräumen hat es keine Aussage getroffen. Und die Optimie-
rung im Spätdienst wurde zugesagt.  

Lassen Sie mich ein Zwischenresümee ziehen. Indem das Innenministerium heute 
sagt, mit diesen 1.840 Trainings und den Neuanstellungen und der Erhöhung der 
Trainings ist jetzt die Auslastung erreicht, dann bedeutet das, dass man 12 Jahre, 
mit heute 13 Jahre, keine Auslastung erreicht hatte und nichts korrigiert hat.  

Darüber hinaus ist zu den zusätzlichen Trainingsinhalten zu sagen: Es gibt keinen 
neuen Einsatztrainingserlass, der eine konkrete Berechnung der Auslastung zu-
ließe. Es gibt einen Übergangserlass, aber der ist nicht auf alle Dienstgruppen be-
zogen, sodass, wie gesagt, keine konkrete Auslastungsberechnung auf der Grund-
lage irgendwelcher Einsatztrainingserlasse bis heute möglich ist.  

Darüber hinaus sollte das Innenministerium sich nochmal dazu äußern, inwieweit 
zusätzliche Seminarräume geplant werden könnten, um mehr Einsatztrainings zu-
zulassen, und warum es nach wie vor die Wartungen im laufenden Betrieb ablehnt.  

Zu guter Letzt ist es auch noch einer Erklärung schuldig geblieben, wie es die Opti-
mierung im Spätdienst vornehmen will. Auch hierzu haben wir nochmal nachgefragt. 
Um das jetzt abzurunden: Unsere letztmaligen Forderungen gehen dahin, dass wir 
den konkreten Einsatztrainingserlass angefordert haben – neben dem Erlass an das 
LAFP, mit dem dieses erneut aufgefordert wird, nunmehr dieses Controlling hinsicht-
lich der Auslastung sicherzustellen. Wir haben erneute Stellungnahmen angefordert 
im Hinblick auf die Wartung im laufenden Betrieb, auf die weitere Planung zu Seminar-
räumen in den noch zu errichtenden RTZ. Was die Optimierung im Spätdienst an-
geht, haben wir um weitere Konkretisierungen gebeten. So viel zu diesem Beitrag.  

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach bedankt sich für die Einführung und die 
Erläuterungen. Sie frage, ob es Wortmeldungen gebe.  

Dirk Wedel (FDP) bedankt sich für die einführenden Worte. Insgesamt falle bei den 
Stellungnahmen des Innenministeriums in dem Bereich auf, dass die relativ wenig zah-
lenbasiert seien und nur qualitative Aussagen enthielten. Er entnehme zum einen dem 
aktualisierten Sachstandsbericht – Vorlage 18/3551, Seite 2 –, dass das Innenminis-
terium das vom LRH eingeforderte Auslastungscontrolling bis Ende 2024 final zuge-
sagt habe. Das sei etwas über einen Monat her.  

Deswegen frage er das Innenministerium, wie der Sachstand an der Stelle sei und wie 
sich die Auslastung dieser Trainingszentren im Jahr 2024 gestalte, ob es da eine Pro-
zentzahl gebe, gegebenenfalls auch differenziert nach den einzelnen Trainingszentren. 

Dann wüsste er gerne, ob der Aussage des IM, dass der Trainingsbedarf steige, konkrete 
Berechnungen zugrunde lägen – falls ja, was das für Berechnungen seien, zu welchem 
Ergebnis sie kämen. Die restlichen Dinge habe Frau Krüger gerade angesprochen. Da 
würde er um eine Beantwortung der Fragen bitten, die zum Beispiel die Seminarräume 
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oder Spätdienste beträfen. Er denke, man brauche hier nochmal eine etwas umfas-
sendere Stellungnahme seitens des Innenministeriums zu den aufgeworfenen Fragen.  

LPD Stephan Zenker (IM) schickt voraus, er sei aus der Polizeiabteilung des Innen-
ministeriums und könne zu den Fragen Stellung nehmen. Herr Wedel habe nach einer 
umfangreicheren Stellungnahme gefragt: Die sei noch im Gange. Das heiße, da laufe 
die Frist noch, das werde noch beantwortet. Insofern – das sei angeklungen – seien 
noch einige Fragen offengeblieben. Der Prozess laufe noch. Derzeit werde die ab-
schließende Stellungnahme erstellt.  

Zur Frage zu den gestiegenen Trainingsbedarfen: Sicher könnten sich alle an den 
schrecklichen Einsatz in Dortmund 2022 erinnern, bei dem ein Schwarzafrikaner zu 
Tode gekommen sei. Danach habe Minister Reul versprochen und auch angeordnet, 
sukzessive das Einsatztraining zu erhöhen, und zwar im Jahr 2024 um sechs Stunden 
pro Einsatzbeamten und im Jahr 2025 um weitere sechs Stunden. Das bedeute, be-
zogen auf die ursprünglichen Trainingsintervalle, ein Plus von 20 % und weitere 20 %. 
Die Trainingsbedarfe seien insgesamt 40 % alleine aufgrund dieses Umstandes ange-
stiegen.  

Es sei richtig, dass es noch keinen fortgeschriebenen Erlass zum Einsatztraining gebe. 
Die Arbeitsgruppe sei eingerichtet. Es sei durchaus komplex, diese einzelnen Zielgrup-
pen zu beschreiben. Es gebe aber heute eine Näherung, wie viele Trainingsbedarfe 
man brauche. Er könne versichern, dass man die RTZ, die ja noch in der Entstehung 
seien, auslasten werde.  

Zur Auslastung 2024 – er vermute, die Frage ziele auf das RTZ in Dortmund, worauf 
sich die Prüfung 2023 bezogen habe – lägen ihm keine Daten vor.  

Was das Controlling betreffe, müsse man selbstkritisch sagen, dass der Landesrech-
nungshof richtig feststelle, dass das Controlling verbesserungsbedürftig sei. Deshalb 
sei an mehreren Stellen nachgebessert worden. Im Herbst 2024, also jetzt vor etwa 
vier Monaten, sei das Einsatztraining in die strategische Steuerung der Polizei NRW 
aufgenommen worden, sodass jede Kreispolizeibehörde verpflichtet sei, die Entsen-
dung und auch die Durchführung nicht nur nachzuhalten, sondern auch auf Ebene der 
Behördenleitung mit Aktivitäten zu planen. Frau Krüger habe richtigerweise ausge-
führt, dass das verpflichtende Einsatztraining nicht zu 100 % durchgeführt worden sei.  

Auf der Ebene des strategischen Controllings werde daran gearbeitet, dass die Behör-
den hier eine entsprechende Planung machen würden, die auch nachhielten und das 
dem IM auch mitteilen würden. Das werde man im Rahmen von Bilanzierungsgesprä-
chen auch prüfen. Gleichzeitig sei in den Trainingsbehörden, die bereits im Betrieb 
seien, im letzten Jahr verfügt worden, dass auf der Ebene einer neuen Software IBM 
z ein neues Auslastungscontrolling erfolgen könne, sodass die Zielgruppen in Echtzeit 
auf das Personalinformationssystem zugreifen könnten, sodass sehr viel detaillierter 
und präziser nachgewiesen werden könne, wer hier trainiert habe.  

Dirk Wedel (FDP) bedankt sich für die Ausführungen. Ihn würde interessieren, bis 
wann die Frist zur Einreichung der nächsten Stellungnahme laufe.  
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LPD Stephan Zenker (IM) antwortet, die Friste laufe bis zum 20.03. Er habe keine 
Bedenken, das bis zu diesem Zeitpunkt auch zu erfüllen. Viele Dinge, die er eben an-
gesprochen habe, hätten bereits erfüllt werden können. Insbesondere die Trainings-
umfänge hätten nie zur Diskussion gestanden. Er glaube, das Wort des Ministers, Trai-
ningsumfänge auszubauen, sei dafür Beleg genug.  

Dirk Wedel (FDP) regt an, wenn die Stellungnahmefrist bis zum 20.03. laufe, dann sei 
das ja vor der nächsten Sitzung des Ausschusses. Deswegen wäre die Anregung, ob 
Herr Zenker den Bericht dem Ausschuss zur Verfügung stellen könnte. – LPD Stephan 
Zenker (IM) sagt das zu.  

Frank Börner (SPD) kommt auf die Auslastung zurück. Er frage, ob die Beamten, die 
in dem RTZ Ruhrgebiet Ost trainieren würden, in der Regel aus diesem definierten 
Einzugsgebiet von einer Stunde Fahrzeit kämen.  

Die nächste Frage wäre, wie viele RTZ kurz vor der Fertigstellung seien, beziehungs-
weise bei welchen man noch gar nicht mit dem Bauen angefangen habe. Ihn interes-
siere, ob alle geplanten 12 RTZ tatsächlich gebaut werden sollten. Beispielsweise lä-
gen RTZ Rheinland und Rheinland Süd relativ nah zusammen, sodass man sagen 
könnte, das zumindest vom Einzugsgebiet her eines ausreichen sollte. Dann wüsste 
er gerne, ob die noch zu bauenden RTZ eine ähnliche Kapazität wie die des RTZ-
Ruhrgebiet Ost hätten oder ob sie deutlich kleiner seien.  

LPD Stephan Zenker (IM) gibt an, derzeit seien zwei RTZ – die beiden geprüften, die 
Frau Krüger auch genannt habe – in Betrieb, also Ostwestfalen-Lippe und Dortmund. 
Zwei Trainingszentren, die allerdings den Standard eines RTZ nicht erfüllen würden, 
seien auch in Betrieb, das sei Düsseldorf und Brühl 1. Sieben RTZ seien im Bau in 
unterschiedlichen Phasen, eine RTZ in Recklinghausen sei derzeit noch in Planung.  

Was das geprüfte RTZ in Dortmund angehe, wo würden dort die Kooperationsbehör-
den Dortmund, Hagen, Unna und Soest trainieren.  

Zur Frage, ob das Innenministerium an dem Bau festhalte: Das tue es, weil man die 
Regionalen Trainingszentren benötige, insbesondere mit Blick auf die gewachsenen 
Trainingserfordernisse, aber auch den angewachsenen Polizeikörper. Man habe in 
diesem Jahr die Grenze von 41.000 Polizeivollzugsbeamten überschritten, die ent-
sprechend das Training benötigen würden. Diese Trainingseinrichtungen würden suk-
zessive fertiggestellt.  

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) bedankt sich für die Beantwortung der Fragen. Ein Teil 
seiner Fragen sei schon gestellt worden. Er würde gerne beim letzten Punkt noch ein-
mal nachfragen. Herr Zenker habe gerade gesagt, zwei derzeit genutzte Trainingszen-
tren würden nicht die Standards dessen erfüllen, was eigentlich notwendig sei. Er 
frage, ob geplant sei, die demnächst komplett außer Betrieb zu nehmen, zu renovieren 
oder ob da Neubauten in der Planung seien. Bezüglich der sieben, die sich im Bau 
befänden, wüsste er gerne, wann da die Inbetriebnahme vorgesehen sei.  
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Dann würde er noch mal auf den Punkt zurückkommen, der vom Landesrechnungshof 
schon angesprochen worden sei. Er habe es so verstanden: Wenn man bei einem 
Trainingszentrum einen Seminarraum mit einer Kapazität von acht bis zehn Personen 
mehr einrichten würde, würde das bedeuten, dass ein Anstieg der Teilnehmer um 
30 % ermöglicht würde. Er frage, ob die Einschätzung richtig sei, dass drei zusätzliche 
Seminarräume ein Zentrum ersetzen könnten, pauschal formuliert. Falls das zutreffe, 
wüsste er gerne, warum dann der Bau von zwölf RTZ notwendig sei, wobei ja jedes 
RTZ Pi mal Daumen 50 Millionen Euro koste. Durch drei Seminare wären doch sicher-
lich Einsparungen im größeren Bereich möglich.  

LPD Stephan Zenker (IM) führt aus, den jeweiligen Stand der sieben im Bau befindli-
chen RTZ könne er im Moment aus dem Kopf nicht replizieren. Essen und Aachen 
seien so gut wie bezugsfertig. Die würden in diesem Jahr in Betrieb gehen. Der Roh-
bau der RTZ Südwestfalen werde im März fertiggestellt.  

Was die Seminarräume und die Art der Durchführung angehe, was auch Frau Krüger 
dargestellt habe, müsse er konstatieren, dass für die fachlichen Standards der Durch-
führung des Trainings das Ministerium die Fachverantwortung trage. In den RTZ werde 
im Rahmen sogenannter Raumpakete trainiert. Das heiße, für die Durchführung eines 
Trainings müsse eine bestimmte Anzahl von Räumlichkeiten vorhanden sein, nämlich 
neben dem genannten Seminarraum insbesondere eine Schießbahn, ein Mattenraum 
und weitere Räume. Es möge sein, dass unter Inkaufnahme von fachlichen Defiziten 
in Dortmund so trainiert worden sei. Das sähen aber die Standards nicht vor, und man 
werde die Behörden auch nicht dazu anhalten.  

Im Übrigen komme die hohe Anzahl von Trainings in Dortmund auch unter Verletzung 
fachlicher Standards zustande, was das Ableisten des Schießtrainings betreffe. Es sei 
nicht akzeptabel, dass man die fachlichen Standards an dieser Stelle außer Acht lasse. 
In den Seminarräumen könne man das taktische Vorgehen der Polizei in dynamischen 
Lagen dem Grunde nach nur vorbesprechen. Man gehe mit einem Team in einen Se-
minarraum, die Leute rüsteten sich dort aus. Sie bekämen ein erstes Briefing. Dann 
gehe es aber in die Einsatzstraße hinein.  

Man könne kein Training durchweg im Seminarraum durchführen. Wenn das gemacht 
worden sei, entspreche das nicht den Standards.  

LMR’in Doris Krüger (LRH) betont, sie habe jetzt nicht verstanden, inwieweit die 
Frage beantwortet worden sei, ob ein zusätzlicher Seminarraum die Möglichkeit einer 
deutlichen Ausweitung nach sich ziehen würde. Der Landesrechnungshof habe sich 
mit der letzten Folgeentscheidung wiederum an das Innenministerium gewandt, das 
zu konkretisieren. Sie stelle auf den Inhalt der letzten Folgeentscheidung ab.  

Herr Zenker habe auch jetzt nicht konkretisiert, inwieweit mit fachlichen Defiziten zu 
rechnen sei, wenn ein zusätzlicher Seminarraum die Trainingseinheiten begleite. Be-
zogen auf das Schießtraining, das Herr Zenker gerade erwähnt habe, werde auch nicht 
konkretisiert, inwieweit da fachliche Defizite zu konstatieren seien, wenn beispielsweise 
eine Trainingsgruppe nicht geschlossen, sondern immer in Zweier-Gruppen hinterein-
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ander zum Schießtraining gehe. Da habe der LRH auch in der letzten Folgeentschei-
dung um Konkretisierung gebeten.  

An dieser Stelle wolle sie noch einmal den Tenor der letzten Stellungnahme zum Aus-
druck bringen. Sie bitte, bei der Berechnung konkret zu werden. Herr Zenker habe 
eben gesagt, er wisse, dass man alle Regionalen Trainingszentren brauche. Da frage 
sie, auf welcher Grundlage diese Einschätzung erfolge. Der Runderlass zum Einsatz-
training sei nicht da. Herr Zenker habe sich nicht geäußert zu der Auslastung, wenn 
weitere Seminarräume gebaut würden. Er habe sich nicht dazu geäußert, warum das 
Innenministerium Wartungsarbeiten im laufenden Betrieb ablehne. Sie bitte, einmal 
konkret zu werden, damit der Landesrechnungshof es auch nachvollziehen könne. Sie 
stelle nicht in Abrede, dass die RTZ notwendig seien. Sie glaube allerdings, dass an-
gesichts des Invests pro Trainingszentrum dezidiert nachgewiesen werden sollte, wa-
rum man jedes Einzelne brauche.  

Frank Börner (SPD) kommt darauf zurück, dass die RTZ Düsseldorf und Brühl nicht 
die Standards erfüllen würden. Sie existierten aber offensichtlich. Da frage er, ob sie 
überhaupt nachgebessert werden könnten, wie da die entsprechende Planung aus-
sehe. Herr Zenker habe gesagt, dass die RTZ Rheinland und Rheinland Süd beide 
gebaut würden, obwohl sie nicht weit voneinander entfernt seien. Vielleicht könne Herr 
Zenker erläutern, warum das denn so sein solle.  

Dann habe Herr Zenker die Themen „Kapazitäten“ und „Standards“ dargestellt. Es gebe 
große und kleinere RTZ. Er frage, wie er sich als Laie da den Unterschied vorstellen 
solle, was die Trainingseinheiten angehe, ob man da nicht alles trainieren könne. 
Wenn man das auf die ungefähr 41.000 Beamtinnen und Beamte bei der Polizei in 
Nordrhein-Westfalen umrechne und Gruppen von je acht Personen nehme, komme er 
auf 427 notwendige Trainings.  

Aber es gebe schon im RTZ, wenn er es richtig verstanden habe, über 2.000 Möglich-
keiten, Trainingseinheiten durchzuführen. Da frage er, wieso man noch mehr brauche, 
was da weiter angedacht sei oder ob man nicht doch zu der Lösung komme, dass 
wenige ausreichen würden. Er spreche sich natürlich für diese Trainingszentren aus. 
Die brauche man unbedingt, logischerweise. Aber es müsse irgendwie auch mit Au-
genmaß geplant werden, damit man nicht deutlich über das Ziel hinausschieße.  

LPD Stephan Zenker (IM) merkt zu der Frage zu den RTZ in Düsseldorf und Brühl 
an, er könne das auch nur in Bezug auf Düsseldorf in Teilen beantworten. In Düssel-
dorf fehle eine Amok-Trainingshalle. Die gehöre üblicherweise dazu. Natürlich könne 
das auch ohne betrieben werden. Die Kollegen müssten entsprechend weiter zur 
nächsten Anlage reisen. Die Finanzierung dieser Amok-Trainingshalle sei, jedenfalls 
nach seiner Kenntnis, im Moment nicht gesichert. Die Halle könne daher im Moment 
nicht gebaut werden.  

Zu dem Standard in Brühl könne er aus dem Stand nichts sagen. Herr Börner habe 
gefragt, ob es große und kleine RTZ gebe, welche Unterschiede bestünden. Er habe 
von drei Raumpaketen gesprochen, plus der Amok-Halle. In der Regel bestünden die 
Standard-RTZ aus dieser Dimension. Es gibt allerdings auch kleinere. Beispielsweise 
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in Südwestfalen sei die Anlage nur mit zwei Raumpaketen plus der Amok-Halle aus-
gestattet, weil da der Einzugsbereich kleiner sei, weil sich dort kleinere Behörden mit 
weniger Personal befänden und die Trainingsbedarfe entsprechend niedriger seien.  

Zu den Trainingsbedarfen: Herr Börner habe Zahlen genannt. Die Rechnung sei tat-
sächlich relativ komplex, weil man jetzt nicht die Zahl der PVB einfach mal x nehmen 
könne, sondern sie gehörten zu unterschiedlichen Trainingsgruppen. Deshalb sei das 
derzeit auch noch in der Endausfertigung. Es gehe aber nur noch um Details. 

Er könne versichern, man benötige etwa 19.000 Trainingsbedarfe. Das sei auch das, was 
die Anlagen derzeit darstellen könnten. Rechnerisch sei das übers Land eine Auslastung 
von 95 %, in Teilen etwas mehr, in Teilen etwas weniger. Natürlich müsse man auch die 
Fahrzeiten berücksichtigen. Es sei völlig unwirtschaftlich, wenn Kollegen über längere Zeit 
im Auto sitzen müssten, um sechs Stunden zu trainieren. Das sei auch im Wesentlichen 
Teil dieses Konzeptes, das im Übrigen nicht zentralisiert sei. Es gehe um eine Regiona-
lisierung. Damals sei die Entscheidung zu treffen gewesen, entweder in jeder Behörde ein 
solches, sicherlich kleineres Zentrum zu errichten oder diese zwölf Zentren zu errichten.  

Insofern sei das – auch nach wie vor – eine wirtschaftliche Lösung. Mit Blick auf die ge-
stiegenen Trainingsbedarfe und auch die Personalumfänge würden diese Kapazitäten 
benötigt. Frau Krüger habe es noch mal angesprochen. Man habe da genau hingeschaut.  

Er könne das noch mal erläutern, das werde man auch in einem Bericht tun. Es sei 
nun mal etwas anderes, ob das Schießen isoliert stattfinde oder ob es eingebettet sei 
in ein taktisches Training. Die Vorgabe im bestehenden Einsatztrainingserlass laute, 
dass das im Rahmen des sogenannten ETM 4 in einem halbtägigen Training mit tak-
tischen Komponenten trainiert werde. Das sei eine Abfolge in verschiedenen Räum-
lichkeiten. Allein das Training in einem Seminarraum reiche nicht. Ansonsten hätte 
man auch diese anderen Räumlichkeiten nicht benötigt. Mit den RTZ werde ein opti-
males Training ermöglicht. Dies werde für den anspruchsvollen Polizeidienst in der 
Quantität und auch in der Qualität benötigt.  

Dirk Wedel (FDP) regt angesichts dessen, dass bei diesem Sachverhalt noch eine 
ganze Menge unklar sei und zu vielen Dingen noch Stellung genommen werden 
müsse, der Landesrechnungshof sich vermutlich mit diesen Dingen noch beschäftigen 
werde, an, die abschließende Beratung zu diesem Tagesordnungspunkt ausnahms-
weise erst in der übernächsten Sitzung anzustreben.  

Am 25. März finde die nächste Sitzung statt. Wenn am 23. März da eine Stellung-
nahme eingehe, sei die zwar schon in der Welt, wenn man darüber beschließen wollte 
sie könne aber nicht mehr richtig verarbeitet werden. Insofern würde er dafür plädieren, 
den Punkt erst am 20. Mai auf die Tagesordnung zu setzen. Er glaube, das wäre in 
diesem Fall sinnvoller, weil man bis dahin vielleicht ein bisschen mehr Klarheit habe.  

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach fragt, ob es gegen diesen Vorschlag Wider-
spruch gebe. – Das sei nicht der Fall. Dann könne der Ausschuss den Punkt in der über-
nächsten Sitzung abschließend zu beraten. Das werde sie dem Vorsitzenden so mitteilen.  
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8 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023  
Beitrag 24:  Wenn das Land erbt: Schnell statt bestmöglich verwerten?  

Vorlage 18/2842 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen  
Vorlage 18/3553  

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach weist darauf hin, auch mit diesem Prüf-
bericht beschäftige sich der Ausschuss in dieser Sitzung erstmals. Der Landesrech-
nungshof habe mit Vorlage 18/3553 einen aktualisierten Sachstandsvermerk zum Bei-
trag 24 übermittelt. Sie erteile Frau Krüger für den Landesrechnungshof das Wort zur 
Einführung.  

LMR’in Doris Krüger (LRH) berichtet: 

Meine Damen und Herren! Aus unserer Sicht war das eine etwas erfreulichere Prü-
fung als die gerade vorangegangene. Mit den Erbschaften des Fiskus haben wir vor 
allen Dingen die Ordnungsmäßigkeit und die Wirtschaftlichkeit der Abwicklung die-
ser Erbschaften geprüft. Ein kleiner Schwenk auf die Rand- und Rahmenbedingun-
gen: Das Land erbt, entweder weil es durch Testament bedacht wurde oder weil es 
keine Erben gibt. Nach § 1936 BGB kann das Land dieses Erbe auch nicht aus-
schlagen.  

Zuständig für die Abwicklung dieser Erbschaften sind die fünf Bezirksregierungen. 
Die Erbschaftsfälle sind in den letzten Jahren steigend gewesen. Im Jahr 2022 hat 
es ungefähr 1.200 Erbschaftsfälle gegeben. Die Fachaufsicht hat das Finanzminis-
terium, und an dieser Stelle ist das Finanzministerium nicht so gut weggekommen. 
Ich möchte heute Lob an das Finanzministerium aussprechen: Nicht nur unter der 
Prüfung, sondern auch im kontradiktorischen Verfahren war das ein sehr konstruk-
tives Zusammenwirken. Das gilt auch für das Innenministerium. Aber weil das Fi-
nanzministerium ausdrücklich erwähnt wurde, möchte ich das an dieser Stelle sa-
gen. Wie gesagt, das Finanzministerium hat die Fachaufsicht, das Innenministerium 
hat die Dienstaufsicht.  

Wir haben festgestellt, dass es eine sehr uneinheitliche Verfahrensweise nicht nur 
zwischen den Bezirksregierungen, sondern auch teils in ein und derselben Bezirks-
regierung gibt. Wir haben große Rechtsunsicherheiten in der Abwicklung festge-
stellt, teilweise auch mangelnde Rechtskonformität.  

Die Folge war, dass das Land in manchen Fällen nicht die bestmögliche Verwertung 
erfahren hat. Was sind die Ursachen? Aus unserer Sicht lag es vor allem an der 
teils veralteten, teils heterogenen, aber teils auch wenig konkreten und handlungs-
leitenden Rechtslage. Es gibt zwar Vorschriften – insbesondere hat das Finanzmi-
nisterium eine Richtlinie dazu erlassen, auch in der LHO und im Haushaltsgesetz 
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gibt es entsprechende Verwaltungsvorschriften –, aber die bieten teils so große Be-
urteilungsspielräume, dass dadurch vor allen Dingen diese uneinheitliche Vorge-
hensweise zu erklären war.  

Wir haben im Jahresbericht und im Sachstand Beispielsfälle erwähnt, um nochmal 
drei zu erwähnen: Das ist der Immobilienmakler, der auch mit der Verwertung des 
Autos beauftragt wurde, der Vermieter, der selber entscheiden soll, ob die Wohnung 
des Erblassers irgendwelche Wertgegenstände enthält, der Fotos von Schmuck 
macht und die an die Bezirksregierung schickt. Auch wurde die Frage, „inwieweit 
sind Wertpapiere werthaltig?“ von den jeweiligen Sachbearbeitenden beantwortet, 
ohne dass hier immer der Sachverstand gegeben war.  

Bei den Grundstücken kam noch hinzu, dass es teils veraltete Publizitätsregeln gab. 
So sah ein Erlass aus dem Jahr 1975, der mittlerweile aufgehoben wurde, vor, dass 
noch per Zeitungsannonce die Marktansprache zu gewährleisten war. Wir haben 
festgestellt, dass die Prüfung der Entbehrlichkeit, das heißt, ob das Land nach der 
LHO auf das Grundstück verzichten kann, teilweise unterblieb und dass das Ver-
fahren in sehr vielen Fällen einfach nicht hinreichend dokumentiert wurde.  

Neben diesen Feststellungen haben wir auch moniert, dass die Dezernatsleitungen 
in den Bezirksregierungen nicht fest installiert waren, sondern in der Regel dort 
Durchläufer unterwegs waren, die teils nur mehrere Monate die Führung innehatten. 
Das trug jetzt auch nicht zu einer rechtssicheren Bearbeitung dieser Fälle bei. 

Wir haben darüber hinaus im Rahmen der Korruptionsprävention festgestellt, dass 
Mechanismen, die Korruptionsprävention verhindern sollen, wenig implementiert 
sind. Zwar hatten alle Bezirksregierungen die Tätigkeit der Regelung der Erbschaf-
ten, also In-Besitznahme, Verwahrung, Verwertung, als besonders korruptionsge-
fährdet bezeichnet, aber keine entsprechenden Mechanismen, wie Vier-Augen-
Prinzip, Vorgangskontrollen oder Rotationen implementiert.  

Deswegen haben wir entsprechend um handlungsleitende Vorschriften gebeten, 
um die Dokumentation vor allen Dingen bei der Grundstücksverwertung zu verbes-
sern. Wir haben uns für feste Dezernatsleitungen und letztlich auch für die Imple-
mentierung der Korruptionspräventionsmechanismen ausgesprochen.  

Das Finanzministerium hat darauf hingewiesen, dass es gewisse Handlungsspiel-
räume bei der Abwicklung der Erbschaften bedarf, aber gleichzeitig zugestanden, 
dass es Leitplanken benötigt, damit die Sachbearbeitenden in den Bezirksregierun-
gen rechtssicherer und auch einheitlicher agieren können. Es hat eine Softwarelö-
sung auf den Weg gebracht, die im Grunde genommen das Verfahren strukturiert, 
begleitet und auch entsprechend dokumentiert.  

Das erste Release sollte Ende 2024 abgeschlossen sein. Danach sollte nach Stel-
lungnahme des Finanzministeriums die Richtlinie aktualisiert werden, also nachdem 
die Software entsprechend implementiert wurde. Die Wertpapierverwaltung und -
verwertung sollte an ein fachkundiges Dezernat zentral der Bezirksregierung Düs-
seldorf übergeben werden.  
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Hinsichtlich der Grundstücke gibt es ein neues Programm zur Clusterung der 
Grundstücke. Und diese Clusterung ist dann auch bestimmend dafür, wie die Markt-
ansprache und Verwertung erfolgt. Beispiel: Erbt das Land ein Grundstück, das im 
Miteigentum mehrerer steht, macht es keinen Sinn, über das Internet eine Marktan-
sprache zu halten, sondern dann fragt man zuerst die Miteigentümer, ob die Inte-
resse haben. Dann wird auch entsprechend verwertet.  

Darüber hinaus wird die Entbehrlichkeitsprüfung des Grundstücks über die eben 
genannte Software zukünftig abgewickelt. Hinsichtlich der Korruptionsprävention 
sagt uns das Finanzministerium zu, dass es stärker die Bezirksregierung anhalten 
wolle, auf das Vier-Augen-Prinzip zu achten.  

Das Innenministerium hat zu den Dezernatsleitungen mittlerweile vorgetragen, dass 
alle fest installiert sind, dass es keine Durchläufer mehr auf diesen Posten gibt und 
dass die Bezirksregierungen hinsichtlich der Korruptionspräventionsmechanismen 
nun regelmäßig berichten müssen.  

Daraufhin haben wir das Prüfungsverfahren gegenüber dem Innenministerium für 
erledigt erklärt. Gegenüber dem Finanzministerium haben wir nur noch um neue 
Sachstandsmitteilungen gebeten, das heißt, inwieweit das erste Release des Soft-
wareprogramms 2024 abgeschlossen werden konnte, wann mit der neuen Richtlinie 
zu rechnen ist und ob der Übergang der Wertpapierverwaltung auf die Bezirksre-
gierung Düsseldorf jetzt endlich vollzogen wurde. – So weit von meiner Seite.  

Dirk Wedel (FDP) bedankt sich für die Darstellung. Eigentlich könne er die letzten drei 
Punkte, die Frau Krüger formuliert habe, direkt als Fragen ans Finanzministerium wei-
tergeben. Das seien auch die Fragen, die in der Vorlage 18/3553 angesprochen wür-
den. Er frage das Finanzministerium, wie der Sachstand sei.  

MR Alexander Dahmen (FM) gibt an, er leite das Referat IV B 8 im Finanzministerium, 
dort sei er auch zuständig für die fiskalischen Erbschaften. Er könne jetzt das darlegen, 
was das Finanzministerium am 3. März dem Landesrechnungshof im Rahmen der Be-
richtspflicht des FM für das kontradiktorische Verfahren schicken werde.  

Die Software sei fertig, jedenfalls das erste Release. Jetzt komme ein kleines Aber. 
IT.NRW habe über das Deployment neuer Software wegen der Bundestagswahl ein 
aktuelles Freeze verhängt, weil man vermeiden wolle, dass durch die Inbetriebsetzung 
neuer Software in irgendeiner Weise die Bundestagswahl kompromittiert werden könnte.  

Das führe dazu, dass das FM nächste Woche, er glaube, am 26., die Freigabe habe, 
die Software zu starten. Sie werde danach nochmal von der Softwarefirma, die das 
Ganze entwickelt habe, geprüft. Im Moment sei das FM dabei, einen Erlass zu schrei-
ben, mit dem diese Software zum 1./3. März dann verbindlich einzusetzen sei.  

Das FM habe – das habe der LRH auch adressiert – parallel ein zweites Release dieser 
Software in Auftrag gegeben. Das hänge damit zusammen, dass das FM diese erste 
Software im Rahmen des sogenannten GPO-Prozesses, Geschäftsoptimierungspro-
zesses, über das MHKBD, also den CIO, als Modellprojekt finanziert bekomme, weil 
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man sich erhoffe, dass sich aus dieser Softwareentwicklung heraus positive Effekte für 
andere Softwareprojekte ergäben.  

Das hänge damit zusammen, dass das eine sogenannte Low-Code-Plattform sei, bei 
der man die Elemente der Programmierung zukünftig auch an anderer Stelle einsetzen 
könne. Im Moment befinde man sich im Design-Sprint für das zweite Release. Heute 
Morgen habe er mit den Kollegen gesprochen. Die Bezirksregierung sei sehr eng ein-
bezogen worden, sodass die Software dann auch anwenderorientiert sein werde.  

Man habe ein Verfahren implementiert, ohne dass der Erlass schon herausgegeben 
worden sei, der die Behandlung von Wertpapieren betreffe. Das funktioniere schon, 
allerdings ohne dass es einen förmlichen Erlass dazu gebe Dieser werde in Kürze 
folgen, da sei man gerade noch in der Abstimmung. Das wiederum hänge damit zu-
sammen, dass der Erlassentwurf, der geschrieben worden sei, nicht mehr zu der Soft-
ware passt, die man gerade entwickele. Es mache keinen Sinn, erst einen Erlass raus-
zugeben und am Ende dann zu erkennen, dass man den ändern müsse.  

Das FM habe – das betreffe den Wunsch nach Leitplanken – ein Wissensmanage-
mentsystem etabliert. Das sei noch im Aufbau. Es gebe aber schon ganz viele Doku-
mente darin, die man den Kolleginnen und Kollegen der Bezirksregierungen an die 
Hand gebe, damit sie sehen könnten, wie sie sich im Einzelfall zu verhalten hätten, 
wenn bestimmte Lebenssachverhalte auftauchen würden. Man könne sich vorstellen, 
ein Nachlass eines verstorbenen Menschen, für den sich niemand mehr zuständig 
fühle, sei eine Wundertüte. Deshalb sei das sehr aufwendig.  

Und deshalb sei es richtig, was Frau Krüger eben gesagt habe: Man müsse Spiel-
räume lassen, wenn man quasi versuche, ein Leben eines Verstorbenen zu sortieren. 
Und das sei nicht immer einfach.  

Im Übrigen habe er das kontradiktorische Verfahren als sehr hilfreich empfunden. Das 
FM sei gerade in einem Geschäftsprozessoptimierungsprozess gewesen. Das heiße, 
man sei schon unterwegs gewesen, als die das LRH die Prüfungen begonnen habe. 
Das wolle er an dieser Stelle noch mal feststellen. Der LHR habe mit seinen Erkennt-
nissen auch dabei geholfen, den Prozess nachzuschärfen, auf dem man bereits unter-
wegs gewesen sei.  

Dirk Wedel (FDP) bedankt sich für die Erläuterungen. Er habe nur noch eine Nach-
frage ans FM an der Stelle, wie man mit digitalem Nachlass umgehe.  

MR Alexander Dahmen (FM) bekräftigt, auch dazu sei das FM unterwegs. Innerhalb 
der Prüfung habe das FM Anmerkungen zum Umgang mit digitalen Medien bekommen, 
also quasi Computer, iPads, Telefone, die im Rahmen der Durchsuchung von Woh-
nungen vorgefunden würden. Man sei im Moment dabei, mit einer deutschen Universität 
ein Kooperationsabkommen abzuschließen dahingehend, dass die Kolleginnen und 
Kollegen für das Ministerium diese Geräte auswerten würden. Das habe damit zu tun, 
dass man in der Regel überhaupt keinen Zugang habe. 
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Dort gebe es aber Kryptologen, die in der Lage seien, den Zugang zu verschaffen. Für 
sie sei das ein Win, weil sie darüber ihre kryptologischen Verfahren sozusagen an den 
Geräten testen könnten.  

Da gebe es Vertraulichkeits- und Verschwiegenheitserklärungen. Der Datenschutz 
werde auch gewährleistet. Sie würden nach Algorithmen, die man noch nachschärfen 
müsse, die Inhalte aus diesen Medien herausfiltern, das zurückspiegeln. Das FM ent-
scheide dann darüber, wie mit dem Gerät umgegangen werden müsse. Manchmal 
könne man das nach Rücksetzung verwerten, manchmal müsse man das auch einfach 
vernichten. Das FM werde dann – das sei ein Verfahren in der Zukunft – mit den Daten 
umgehen, die man da bekomme, um herauszufinden, was es alles gebe, was man 
nicht mehr in Papierform in der Wohnung finden könne. Das sei genau die richtige 
Frage an der Stelle.  

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach merkt an, damit habe heute die erste 
Beratung stattgefunden. Die abschließende Beratung auf der Grundlage eines Beschluss-
vorschlags sei für die nächste Sitzung vorgesehen. Sie bitte, den Beschlussvorschlag 
bis zum Donnerstag, den 20. März 2025, einzureichen.  
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9 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023  
Beitrag 19:  Förderung einer Panelstudie mit Pannen  

Vorlage 18/2842  

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen  
Vorlage 18/3552  

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach merkt an, mit diesem Prüfbericht beschäf-
tige sich der Ausschuss in dieser Sitzung erstmals. Der Landesrechnungshof habe mit 
Vorlage 18/3552 einen aktualisierten Sachstandsvermerk zum Beitrag 19 übermittelt. 
Damit erteile sie dem Landesrechnungshof als erstes das Wort. Herr Dr. Lascho, bitte.  

Direktor beim Landesrechnungshof Dr. Stefan Lascho berichtet:  

Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Es ist eine deutlich überschaubare 
Prüfung, die ich Ihnen kurz vorstellen möchte. Nach den einleitenden Bemerkungen 
möchte ich Ihnen eine kurze Aktualisierung zur Aktualisierung geben, nämlich eine 
Stellungnahme, die wir gestern vom Ministerium zur Prüfung bekommen haben. Es 
ist eine klassische Zuwendungsprüfung.  

Wir haben, wenn Sie mir die Formulierung erlauben, auch die klassischen Fehler 
festgestellt: Vergaberecht nicht eingehalten, Verwendungsnachweis nicht ordnungs-
mäßig ausgefüllt, Personalausgaben dem Projekt zugeordnet, die da nicht hingehör-
ten, und Sachausgaben angegeben, die tatsächlich nur rechnerische Kosten waren. 
Wir wollen Ihnen die Prüfung vorstellen, weil sie darüber hinaus zu zwei Punkten 
durchaus Erkenntnisse geliefert hat, die auch für andere Zuwendungsverfahren von 
Belang sind.  

Der eine Punkt ist der Nachweis von Eigenmitteln. Da hatte das Ministerium eine 
Ansicht, die auch in dem Zuwendungsbescheid umgesetzt worden war, die wir für 
schwierig hielten sowohl für den Zuwendungsempfänger wie auch für die eigene 
Kontrolle. Da sind wir im Beantwortungsverfahren übereingekommen, dass man 
das künftig anders hält.  

Der zweite Punkt betrifft das Vergaberecht, das ein kompliziertes Rechtsgebiet ist, 
was die Hochschulen oder Zuwendungsempfänger grundsätzlich immer wieder vor 
Schwierigkeiten stellt. Hier hatten wir nach unserer Auffassung zwar eine eindeutige 
Rechtslage, die die betroffene Hochschule aber trotzdem offensichtlich überfordert 
hat.  

Das letzte ist auch der Anknüpfungspunkt zu der Stellungnahme, die wir gestern 
bekommen haben. Wir hatten mit dem Ministerium diskutiert, wie man das verga-
berechtlich sehen müsste. Es geht um eine Befragung, die die Universität in Auftrag 
gegeben hat, mit immerhin einem Volumen von 800.000 Euro. Sie haben die direkt 
vergeben, also nicht, was eigentlich nötig gewesen wäre, europaweit ausgeschrieben. 
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Da ist das Ministerium mittlerweile auch der Auffassung, wie wir sie vertreten haben, 
dass das notwendig gewesen wäre. Die entsprechende Zuwendung soll zurückge-
fordert werden. Mit den weiteren Beanstandungen sind das immerhin gut 720.000 
Euro, die zurückgezahlt werden sollen, sowie Zinsen in Höhe von etwa 150.000 Euro.  

Da haben wir angesichts der Kürze der Zeit noch keine Stellung zu genommen, 
würden die Berechnung noch mal nachvollziehen und würden uns vor allen Dingen 
im Beantwortungsbefahren mit den Ministerien austauschen wollen, wie man verga-
berechtliche Regelungen künftig in vergleichbaren Fällen noch etwas präziser, et-
was deutlicher und für die Zuwendungsempfänger auch besser verständlich fassen 
kann, damit das nicht noch mal vorkommt. Das war es schon von meiner Seite aus.  

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) legt dar, wenn er es richtig verstanden habe, habe 
Dr. Lascho gesagt, dass die Zuwendung, die das MKW an die Hochschule gegeben 
habe, um die Panel-Studie durchzuführen, zurückgefordert werde, zuzüglich Zinsen.  

Die Studie sei wahrscheinlich schon durchgeführt worden. Das heiße, die Kosten werde 
die Hochschule aus den Eigenmitteln tragen müssen, wobei der Ausschuss letztes Mal 
über die Höhe der Rückstellungen gesprochen habe, die die Hochschulen hätten, was 
dann eine Möglichkeit sei, dieses Geld dann sinnvoll zu verwenden. Er frage, ob das 
zutreffe.  

Direktor beim Landesrechnungshof Dr. Stefan Lascho antwortet, richtig sei, dass 
die Hochschule die Kosten bzw. die Ausgaben dann selber finanzieren müsse. Woher 
sie das Geld nehme, obliege ihr natürlich.  

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach merkt an, die abschließende Beratung 
solle auf der Grundlage eines Beschlussvorschlags in der nächsten Sitzung stattfinden. 
Auch hier gelte, den Beschlussvorschlag bis Donnerstag, den 20. März, einzureichen.  
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10 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023  
Beitrag 31:  Risikomanagement der Finanzämter: Einstufung in Risikoklas-
sen optimierungsbedürftig  

Vorlage 18/2842  

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3554  

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach gibt an, mit dem Beitrag 31 beschäftige 
sich der Ausschuss in dieser Sitzung erstmals. Der Landesrechnungshof habe mit Vor-
lage 18/3554 einen aktualisierten Sachstandsvermerk übermittelt.  

Zur Einführung erteile Sie Herrn Taube hat das Wort.  

LMR Christof Taube (LRH) trägt vor:  

Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Vielen Dank, dass ich 
kurz ein paar einleitende Worte zu dieser Prüfung und auch zu den nachfolgenden 
zwei Prüfungen verlieren darf.  

Wir haben hier die erste von zwei Risikomanagement-Prüfungen, über die ich Sie 
gerne kurz informieren würde. Das Risikomanagementsystem der Finanzverwal-
tung ist schon etwas ganz Besonderes. Das ist nämlich aus unserer Sicht das ent-
scheidende Instrument der Finanzverwaltung, um den Massenverfahren im Veran-
lagungsbereich überhaupt Herr zu werden.  

Deswegen sind wir insbesondere zusammen mit der Finanzverwaltung bestrebt, 
dieses System durch unsere Prüfungen auch besser zu machen. Das war jetzt auch 
hier ein Ansatz. Wir haben uns nämlich die Einteilung von Steuerfällen in die Risi-
koklassen angeschaut.  

Was sind Risikoklassen? Mit der Einteilung von Steuerfällen in Risikoklassen sollen 
Personalressourcen der Finanzverwaltung gezielt eingesetzt werden. Und da gibt 
es im Wesentlichen drei – eigentlich sind es vier, eine lasse ich jetzt außer Acht, 
weil die nicht von Relevanz ist –, nämlich die Risikoklassen 1 bis 3, eingeteilt nach 
hohem, mittlerem und niedrigem Risiko. Durch die Einteilung der Steuerfälle in diese 
Risikoklassen werden unterschiedliche Qualitätsstandards bei der Bearbeitung ge-
setzt.  

Die Risikoklasse 1: Das sind die Steuerfälle mit einem hohen Risiko. Da ist ein be-
sonders hoher Qualitätsstandard seitens der Finanzverwaltung sicherzustellen. Das 
heißt, da wird auch zusätzlicher Prüfungsaufwand bei der jährlichen Personalbe-
darfsermittlung zugrunde gelegt. Das bedeutet unterm Strich, dass die Risikoklas-
seneinordnung von Steuerfällen konkret Einfluss auf die Personalplanung hat. Das 
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ist immer mitzudenken im Hinblick auf die Knappheit der personellen Ressourcen, 
gerade im Veranlagungsbereich.  

Deswegen haben wir diese Rahmendaten zum Anlass genommen, uns einmal an-
zuschauen, inwieweit denn Steuerfälle zutreffend in die Risikoklasse 1 eingeordnet 
sind. Wir sind mit unserer Stichprobe zu dem Ergebnis gekommen, dass rund 70 % 
der untersuchten Fälle in Risikoklasse 1 einer Einordnung in diese höchste Risiko-
klasse nicht bedarf.  

Das wiederum haben wir dann weitergesponnen und hochgerechnet, dass dadurch 
in der Personalbedarfsplanung für ein Jahr rund 53 Vollzeitäquivalente zu viel ein-
geplant worden sind, die dann, wenn sie in der Hinsicht zutreffend verplant worden 
wären, anders hätten eingeplant werden können. Das ist die wirtschaftliche Konse-
quenz, wenn Sie so wollen, dieser Einordnung.  

Es hat noch eine weitere, nämlich eine rechtmäßige Komponente, die wir in unse-
rem Prüfungsbericht gegenüber der Finanzverwaltung auch angedeutet haben, 
dass nämlich eine unterschiedliche Prüfungsdichte ohne sachlichen Grund ein 
Stück weit auch die gleichmäßige Rechtsanwendung und Durchsetzung betrifft. Das 
ist der Gleichheitsgrundsatz im Steuerrecht, der nicht nur im Hinblick auf das mate-
rielle Steuerrecht Geltung entfaltet, sondern insbesondere auch bei der Durchsetzung.  

Wir haben deshalb dem Finanzministerium empfohlen, die landesweiten Leitlinien 
für die Eingruppierung von Steuerfällen zu vereinheitlichen, die Bediensteten für die 
Bedeutung dieser Risikoklasseneinteilung nochmal zusätzlich zu sensibilisieren. 
Und wir haben insbesondere empfohlen, dass die Gründe für die Einstufung eines 
Steuerfalls dokumentiert werden.  

Wir haben dazu in vielen Punkten Einigkeit mit dem FM erzielt Wir sind da – das 
kann ich an dieser Stelle so sagen – im Wesentlichen auf einer Linie. Wir haben 
einen, wenn man so will, kleineren Dissens im Hinblick auf die Vorgabe einheitlicher 
landesweiter Leitlinien. Da steht das FM auf dem Standpunkt, dass zwar ein Posi-
tivkatalog dergestalt, dass klare Kriterien vorgegeben werden, was alles in die Risi-
koklasse 1 gehört, nicht vorgegeben werden soll, aber – als Vorschlag – ein Nega-
tivkatalog mit Kriterien erstellt werden soll, was dazu führen soll, dass Fälle in die 
Risikoklasse 1 eingeordnet werden.  

Im Übrigen haben wir uns in der Stellungnahme des Finanzministeriums, was un-
sere Empfehlungen anbelangt, im Wesentlichen wiedergefunden.  

Simon Rock (GRÜNE) bedankt sich für die Darstellung. Wenn er es richtig wahrge-
nommen habe, rede man hier über 50 Personalstellen, die potenziell hätten nicht ein-
gespart, aber anders verwendet werden können. Er habe jetzt den Dissens in der Un-
terscheidung zwischen Positiv- und Negativkatalog wahrgenommen. Ihn würde sowohl 
die Sichtweise des Landesrechnungshofs als auch die des Finanzministeriums inte-
ressieren, was aus Sicht des Landesrechnungshof für einen Positivkatalog und aus 
Sicht des Finanzministeriums für einen Negativkatalog spreche.  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 32 - APr 18/842 

Ausschuss für Haushaltskontrolle 18.02.2025 
23. Sitzung (öffentlich) sd 
 
 
LMR Christof Taube (LRH) schickt voraus, man befinde sich hier in einem sensiblen 
Bereich. Das Risikomanagementsystem sei gesetzlich normiert. Einzelheiten über das 
Managementsystem dürften die Öffentlichkeit nicht erreichen. Deswegen sei man auch 
in dem Bericht mit konkreten Beispielen sehr zurückhaltend.  

Aber gleichwohl könne er allgemein etwas dazu sagen, warum ein Positivkatalog hilf-
reicher sei: Er wäre halt konkreter. Wenn man einen Negativkatalog habe, wisse man 
halt, was nicht reingehöre, aber damit sei die Frage noch nicht beantwortet, was rein 
solle. Das sei aus Sicht des LRH der wesentliche Vorteil. Der Positivkatalog sorge 
auch ein Stück weit für mehr Einheitlichkeit bei den Finanzämtern. Es sei festgestellt 
worden, dass die Handhabung in den Finanzämtern, in denen man die Stichproben 
gezogen habe, doch recht unterschiedlich gewesen sei.  

Auffassung des LRH sei, dass man mit einem Positivkatalog – die Frage sei, inwieweit 
man da ins Detail gehe – mit konkreteren Kriterien eine Einheitlichkeit besser sicher-
stellen könne. Man müsse natürlich aufpassen, dass man nicht zu weit ins Detail gehe. 
Der jeweilige Sachbearbeiter müsse natürlich aus seiner Erkenntnis über den Steuer-
fall und der Historie heraus eigenen Spielraum haben. Das sei nach seiner Auffassung 
nach dem, was man da vorgefunden habe, bislang zu wenig der Fall gewesen. Mit 
dem Ziel, das weiter zu vereinheitlichen, wäre ein reiner Negativkatalog an der Stelle 
zu wenig gewesen.  

ORR Carsten Meis (FM) führt aus, er arbeite im Referat II B 2 und sei dort zuständig 
für die organisatorische Betreuung des Risikomanagementsystems. Man habe sich als 
Verwaltung dafür entschieden, einen Negativkatalog einzusetzen, weil die Steuerfälle 
in den Finanzämtern doch Einzelfälle seien. Da orientiere man sich an den Leitplan-
ken, die in Praxishandbüchern in den FINDUS-Veröffentlichungen dargestellt würden, 
an denen sich die Finanzämter orientieren könnten.  

Ein Positivkatalog würde mitunter möglicherweise die Kolleginnen und Kollegen in den 
Finanzämtern zu sehr eingrenzen und diese Einzelfallgestaltung nicht ausreichend 
zum Ausdruck bringen. Er denke, man bewege sich in einer Grauzone. Er glaube, man 
sei da sehr eng beieinander. Ob man das jetzt Positiv- oder Negativ-Abgrenzung 
nenne: Der Weg sei genau der gleiche. Letztendlich müsse der Bearbeiter im Finanz-
amt entscheiden, ob ein Fall in die Risikoklasse 1 gehöre oder nicht.  

Er sei dem Landesrechnungshof sehr dankbar dafür, dass er diese Anregungen gebe, 
sodass man die Qualität verbessern könne. Da sei man, glaube er, auch bei der Ein-
gruppierung in die Risikoklasse 1 mit den vorgenommenen Maßnahmen auf dem rich-
tigen Weg.  

Vanessa Odermatt (CDU) kommt auf die eben angesprochene unterschiedliche Be-
handlung der Risikoklasse-1-Fälle in den Finanzämtern zurück. Die entsprechende 
Vollzeit-Äquivalente werde hochgerechnet. Sie frage, ob das nach dem theoretischen 
Aufwand berechnet werde, dass man sage, um Risikoklasse 1 zu prüfen, brauche man 
einfach länger, oder ob es damit zu tun habe, dass der Bearbeiter Punkte habe, auf 
die in diesem Fall eine zweite Person, eine Qualitätssicherungsstelle etc. nochmal 
draufschauen sollte.  
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LMR Christof Taube (LRH) merkt an, jetzt müsse er wieder ein bisschen vorsichtig 
sein. Um nicht zu sehr in die Einzelheiten zu gehen: In der Tat sei es so, dass für die 
Risikoklasse 1 – Fälle mehr Bearbeitungszeit nach der Personalbedarfsberechnung 
eingeplant werde. Zu der Frage, wie viel ganz konkret und was alles noch danach 
geschaltet sei, würde er sich jetzt gerne in Schweigen hüllen.  

Dirk Wedel (FDP) erinnert daran, dass sich der Ausschuss im letzten Jahr mit dem 
Risikomanagementsystem anlässlich des letzten Jahresberichts schon einmal be-
schäftigt habe. Eines der Probleme sei, dass § 88 Abs. 5 Satz 4 Abgabenordnung vom 
FM so ausgelegt werde, dass praktisch jede Auskunft zu unterlassen sei, was auch 
nicht unbedingt mit der Kommentarliteratur dazu übereinstimme. Jedenfalls erfahre 
man als Abgeordneter bei Fragen so gut wie überhaupt nichts.  

Er habe zunächst eine Frage an den Landesrechnungshof. Herr Taube habe aus sei-
ner Sicht völlig zutreffend auf die verfassungsrechtlichen Vorgaben zur gleichmäßigen 
Besteuerung hingewiesen. Zu den drei Prüfungen 30, 31 und 32: Der Landesrech-
nungshof befasse sich damit, mache irgendwelche stichprobenartigen Prüfungen zu 
einem bestimmten Fallgebiet. Dann tauchten jeweils Beanstandungen bei Beitrag 30 
von 62 %, bei Beitrag 31 von 70 % und bei Beitrag 32 von über 50 % der risikobehaf-
teten Fälle und 20 % aller Fälle auf.  

Man müsse sich nach seiner Ansicht schon die Frage stellen, ob die verfassungsrecht-
lichen Vorgaben bei Beanstandungsquoten in dieser Größenordnung – bei drei Prü-
fungen, praktisch dreimal 50 % plus X an Beanstandungen – überhaupt noch gewähr-
leistet seien. Er halte es für denkbar, dass der eine oder andere Rechtsanwalt oder 
Steueranwalt in diesen Jahresbericht reinschaue und gegebenenfalls auch entspre-
chende Munition da raushole. Er sei da jetzt nicht so fit in der Rechtsprechung an der 
Stelle. Er frage, ob das nicht schon ein Indiz dafür sei, dass da irgendwas gewaltig 
schieflaufe, was die Eignung des Risikomanagementsystems in seiner jetzigen Aus-
prägung an der Stelle angehe. Das wäre seine allgemeine Frage.  

Ans FM gewandt, fährt Herr Wedel fort, er wisse jetzt nicht, ob das bei dieser Prüfung 
auch zutreffe. Aber bei der Prüfung 30 sei es der Fall. Auch bei einer der damaligen 
Prüfungen sei Personalmangel in den Finanzämtern dafür angeführt worden, dass es 
angeblich nicht der Lage sei, das abzuarbeiten. Da würde ihn an der Stelle interessie-
ren, was denn das FM dagegen unternehme, offensichtlich nichts in Richtung Spezia-
lisierung.  

Er könne sich daran erinnern: Im Geschäftsbereich der Justiz sei zum Beispiel das 
Thema der Spezialisierung immer eins gewesen, bei dem man gesagt habe, da könne 
man enorme Synergien mit heben und dafür sorgen, dass ein Fachwissen an bestimm-
ten Stellen herbeigeführt werde, was hinterher auch eine bessere Bearbeitung an der 
Stelle ermögliche. Natürlich spiele da auch die Frage der richterlichen Unabhängigkeit 
etwa, das sei wieder ein anderes Thema. Aber das FM wehre sich an allen Ecken und 
Enden praktisch dagegen, hier Regelungen zur Spezialisierung zu treffen. Da würde 
ihn auch nochmal interessieren, was denn da die dahinterliegende Philosophie sei.  
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LMR Christof Taube (LRH) erwidert, die grundlegende Frage zu Artikel 3 Abgaben-
ordnung sei natürlich eine Riesenkeule. Da seien jetzt drei Berichte, bei denen der 
Landesrechnungshof die Feststellungen getroffen habe, die dann auch im Jahresbe-
richt dargelegt worden seien. Er tue sich jetzt schwer damit, hierzu für den Landes-
rechnungshof irgendwas zu sagen.  

Wenn man die Rechtsprechung anspreche: Es gebe natürlich diese Verfahren. Er sei 
in seiner Zeit vor dem Landesrechnungshof Finanzrichter gewesen. Es gebe diese 
Einwände des gleichmäßigen Steuervollzuges von Steuerpflichtigen. Das sei ein 
Thema. Deswegen prüfe man es ja und schaue es sich an. Der LRH sehe, da könnte 
vielleicht irgendwann ein Problem entstehen, das man lösen müsse. Das sei etwas, 
was nicht von jetzt auf gleich entstehe, sondern was sich halt aufbaue.  

ORR Carsten Meis (FM) lenkt die Aufmerksamkeit auf den Personalmangel und da-
rauf, was die Finanzverwaltung dagegen tue. Ja, der Personalmangel sei vielerorts da. 
Die geburtenstarken Jahrgänge gingen in Pension und hinterließen eine große Lücke. 
Man arbeite natürlich an allen Ecken und Enden daran, die Prozesse zu verbessern, 
die Prozesse zu beschleunigen. Der IT-Einsatz werde verstärkt. KI sei in aller Munde.  

Da könne er sagen, auch im Bereich der Künstlichen Intelligenz sei man im Bereich 
des Risikomanagements in der Entwicklung, und zwar nicht mehr in den Kinderschu-
hen. Bald sei es so weit, dass die ersten KI-Module im Risikomanagementsystem ei-
gesetzt werden könnten. Davon verspreche man sich eine verbesserte Einsortierung 
der Fälle in die sogenannten risikoarmen und die risikobehafteten Fälle. Es bleibe aber 
dabei, dass am Ende der Mensch eine Steuererklärung bearbeiten müsse, nachdem 
das Risikomanagementsystem den Fall ausgesteuert habe.  

Menschen würden Fehler machen, das bleibe leider so. Er glaube nicht, dass Regeln zur 
Spezialisierung dabei weiterhelfen würden, denn dann müsste man die Fälle in ver-
schiedene Grüppchen und Töpfchen so packen, dass man einzelne Steuerrechtssach-
verhalte von einzelnen Menschen bearbeiten lasse. Er glaube, dann käme man der 
Menge der Arbeit, die es in den Finanzzentren gebe, nicht mehr zeitgerecht hinterher. 
Deshalb müsse man darauf setzen, die Kolleginnen und Kollegen so weit zu sensibili-
sieren, zu schulen, damit sie das Recht so anwenden könnten, wie es das Risikomana-
gementsystem ausgeworfen habe, sodass es zu einer verbesserten Bearbeitung komme.  

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach hält fest, damit sei die erste Beratung 
heute beendet. Die abschließende Beratung werde in der nächsten Sitzung auf der 
Grundlage eines Beschlussvorschlages stattfinden, der bis Donnerstag, den 20. März, 
eingereicht werden sollte.  
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11 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023  
Beitrag 32:  Risikomanagement der Finanzämter: Bearbeitungsweise bei
 wichtigen Sicherungselementen des Risikomanagementsystems unzureichend 

Vorlage 18/2842  

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen  
Vorlage 18/3555  

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach merkt an, auch mit diesem Prüfbericht 
beschäftige sich der Ausschuss erstmals. Der Landesrechnungshof habe mit Vorlage 
18/3555 einen aktualisierten Sachstandsvermerk zum Beitrag übermittelt. Sie bitte 
Herrn Taube, für den Landesrechnungshof zu berichten.  

LMR Christof Taube (LRH) berichtet: 

Sehr geehrten Damen und Herren! Zweite Prüfung zum Risikomanagementsystem: 
Hier haben wir uns die Sicherungsmechanismen angeguckt. Die Bedeutung des 
Systems macht es erforderlich, dass es auch gegen Missbrauch abgesichert wird. 
Da gibt es zwei Kernsicherungsmechanismen, nämlich einmal die sogenannte Zu-
fallsauswahl und die sogenannte Turnusprüfung bei bestimmten steuerlich relevan-
ten Dauersachverhalten.  

Bei der Zufallsauswahl geht es darum, dass Steuerfälle zwecks umfassender Prü-
fung durch den Amtsträger zufällig ausgesteuert werden und die Erkenntnisse aus 
dieser umfassenden Prüfung auch zu Evaluierungszwecken verwendet werden 
können.  

Bei der Turnusprüfung handelt es sich um Hinweise, die das System an den zustän-
digen Sachbearbeiter ausgibt, einen bestimmten steuerlich relevanten Dauersach-
verhalt noch einmal näher zu überprüfen. Diese zwei Sicherungselemente, die mit 
Hinweisen versehen sind, haben wir uns angeschaut und haben bei der Bearbeitung 
dann nicht ganz unerhebliche Beanstandungsquoten feststellen müssen, nämlich 
einmal 22 % bei der Zufallsauswahl und 54 % bei Hinweisen zur Turnusprüfung.  

Wir haben zum Beispiel als Fehler festgestellt, dass die geforderte umfassende Prü-
fung bei der Zufallsauswahl nach Aktenlage nicht erkennbar durchgeführt worden 
war, dass keine Belegüberwachung im Nachgang stattgefunden hat. Es gab teil-
weise zwar Rückfragen durch den Veranlagungsbeamten, aber die Antwort ist dann 
nicht mehr aktenkundig bearbeitet worden.  

Es gab materielle Fehler bei der Bearbeitung. Zum Teil sind auch vorhandene Un-
terlagen bei Dauersachverhalten nicht berücksichtigt worden, beziehungsweise es 
gab keine erkennbare in den Akten ersichtliche Sachverhaltsaufklärung. Wir haben 
das zum Anlass genommen und dem Finanzministerium einige aus unserer Sicht 
angezeigte Möglichkeiten zur Verbesserung empfohlen. Zum einen ging es um 
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Dokumentationsmöglichkeiten beziehungsweise deren Erweiterung und die Erwei-
terung von Praxishilfen für die Turnusprüfung bei Dauersachverhalten. Diese Emp-
fehlung hat das Ministerium aus unserer Sicht weitestgehend aufgegriffen.  

Wir haben an der Stelle keinen Dissens, sondern waren da sehr froh, dass unsere 
Hinweise auch auf fruchtbaren Boden gefallen sind. Das war am Ende auch der 
Grund dafür, dass wir das Prüfungsverfahren dann auch abgeschlossen haben.  

Simon Rock (GRÜNE) gibt an, in dem schriftlichen Bericht – Vorlage 18/2842 – würden 
einige Beispiele genannt, wo in der Tat nicht mehr nachgeschaut worden sei. Als ein 
Beispiel würden Werbungskosten aufgeführt. Das Beispiel finde er nachvollziehbar. 
Mithilfe eines Routenplaners könne man innerhalb von wenigen Minuten nachgucken, 
ob die Angaben passen würden. Da brauche man sich auch nicht über einen Kilometer 
unterhalten, aber es sei leicht zu überprüfen, ob es ungefähr passe oder ob es offen-
sichtlich unzutreffend sei, was da vonseiten des Steuerpflichtigen angegeben werde.  

Dann heiße das: Im umgekehrten Fall müsste sich doch auch klarstellen lassen, wie 
hoch denn der tatsächliche Steuerausfall an der Stelle sei. Bei anderen Beiträgen sei 
das gemacht worden. Hier finde man keine Zahlen. Das habe ihn nachdenklich ge-
macht. Sonst geize der LRH nicht mit Hochrechnungen, wie hoch denn das tatsächliche 
Steuerausfallrisiko sei. Er frage, ob sich das Steuerausfallrisiko quantifizieren lasse.  

Nun sei die Bearbeitung der Zufallsauswahl in 110 Fällen beanstandet worden. Er 
frage, was der Grund für die Beanstandung sei, ob nicht näher geprüft worden sei oder 
ob tatsächlich ein Steuerausfall gefunden worden sei. Er gehe davon aus, dass die 
Rechnungsprüfungsämter viel mehr Zeit hätten, so einen Einzelfall zu prüfen, als ein 
normaler Finanzbeamter. Wenn in der Beanstandung nur stehe, die hätten intensiver 
prüfen sollen, aber man selber mit der fünffachen Zeit, die zur Verfügung gestanden 
habe, auch nichts gefunden habe, dann relativiere sich das aus seiner Sicht ein wenig.  

LMR Christof Taube (LRH) erwidert, in der Tat sei es richtig, dass der LRH bemüht 
sei, bei steuerlichen Themen auch immer eine Größenordnung anzugeben, welches 
Risiko an Steuerausfällen bestehe. Das sei hier mit vertretbarem Aufwand schlicht und 
ergreifend nicht ohne Weiteres möglich gewesen, weil man halt Fälle beanstandet 
habe, bei denen festgestellt worden sei, dass es überhaupt keine Prüfung gegeben 
habe, zum Beispiel bei der Zufallsauswahl.  

Er habe es eingangs gesagt, da sei eine umfassende Prüfung angezeigt. Das heiße, 
der Sachbearbeiter im Finanzamt sei angehalten, einen Steuerfall nicht nur aufgrund 
von konkreten Hinweisen zu konkreten einzelnen Steuersachverhalten zu überprüfen, 
sondern sich den gesamten Fall anzugucken. Wenn man jetzt nichts dazu gefunden 
habe, keinerlei Prüfung, dann wäre es, um ein Steuerausfallrisiko quantifizieren zu 
können, notwendig gewesen, sich selbst den Fall komplett anzugucken und gegebe-
nenfalls nochmal Nachfragen zu stellen, was der LRH beim Steuerpflichtigen nicht tun 
könne.  

Das heiße, das wäre schon in dem Teilbereich nicht möglich gewesen. Das wäre viel-
leicht bei dem einen oder anderen Fall aus der Stichprobe möglich gewesen. Nur dann 
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hätte man jetzt eine Verzerrung gehabt, dass man eine Beanstandungsquote habe, 
die man nicht bei jedem Fall mit einem entsprechenden Steuerausfall belegen könne. 
Deswegen habe man bei dieser Prüfung davon abgesehen. Es sei vielmehr darum 
gegangen, aufzuzeigen, dass diese Sicherungselemente funktionieren müssten.  

Die Sicherungselemente seien aus Sicht des LRH ganz entscheidend, um die Funkti-
onsfähigkeit des Systems aufrechtzuerhalten. Und da sei das Steuerausfallrisiko, das 
gegebenenfalls bei den beiden Hinweisen dahinterstehe, nicht so sehr entscheidend, 
weil es noch andere Sicherungselemente gebe. Insofern habe man an der Stelle davon 
abgesehen. Gleichwohl – da sei er bei Herrn Rock – sei es entscheidend, gerade bei 
steuerlichen Themen immer auch eine Größenordnung zu haben.  

Dirk Wedel (FDP) nimmt Bezug darauf, dass das Finanzministerium zu diesem Bei-
trag zunächst einmal auf den bestehenden Personalmangel im Veranlagungsbereich 
der Finanzämter und auf die Auswirkungen auf die Bearbeitungsqualität verwiesen 
habe. In dem Bericht zu Beitrag 31 sei der LRH in der Lage gewesen, auf der Grund-
lage einer Personalbedarfsplanung praktisch selber auszurechnen, was das jetzt in 
Zahlen ausmache.  

Deswegen habe er die Frage – es sei ein wertvoller Hinweis, dass Herr Taube mal 
Richter am Finanzgericht gewesen sei –, ob es im Bereich des Geschäftsbereichs der 
Finanzen ein Personalbedarfsberechnungssystem gebe, ähnlich dem PEPP&Y bei 
den Justizbehörden, ob es entsprechende Zahlen gebe, sodass man sagen könne, in 
diesem oder jenem Bereich betrage die Personalbelastung beispielsweise 110 %. Das 
würde ihn interessieren. Das könnte man im HFA dann nochmal vertiefen. Nach so 
einem Personalbedarfsberechnungssystem wüsste man, in welchen Bereichen die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eingesetzt seien, wie der Personalbedarf aussehe, ob 
die Stellen personalverwendungsbasiert eingesetzt würden.  

ORR Carsten Meis (FM) schickt voraus, das sei jetzt nicht sein Spezialthema, aber 
es gebe diese Personalbedarfsberechnung, die einmal im Jahr durchgeführt werde, 
nach der der Personalbedarf der verschiedenen Stellen im Finanzamt zugewiesen 
werde. Daneben habe man ein umfassendes Controlling-System, das auch die soge-
nannte Besetzungsquote in den einzelnen Stellen ausweise. Das werde regelmäßig 
abgeglichen. Dezentral steuerten die Vorgesetzten in den Finanzämtern den Perso-
nalentsatz entsprechend auch nach.  

Simon Rock (GRÜNE) möchte die Antwort korrekt einordnen können. Er verstehe es 
so: Eine allgemeine Feststellung, bei der man nicht wisse, ob überhaupt ein Schaden 
drohe, ob ein Schaden eingetreten sei, sei eine andere Kategorie. Daraus könne man 
Schlussfolgerungen ziehen, da und da sei was schiefgelaufen. Jetzt habe man lessons 
learned für die Zukunft, wie das in anderen Beiträgen in diesem Jahresbericht der Fall 
sei. Er tue sich da noch ein bisschen schwer, die richtigen Schlussfolgerungen daraus 
zu ziehen.  

Er komme zurück zu dem Beispiel der Werbungskosten. Die würden ja explizit in dem 
Jahresbericht 2024 erwähnt. Da müsste sich doch nachvollziehen lassen, ob bei der 
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Entfernungspauschale etwas falsch abgerechnet worden sei. Das sei ja, wie der LRH 
sage, mit verhältnismäßig kleinen Maßnahmen möglich gewesen. Das heiße im Um-
kehrschluss auch, es wäre für die Prüfer des Landesrechnungshofs mit verhältnismäßig 
geringen Maßnahmen möglich gewesen, das zu tun. Das habe man aber nicht getan. 
Dann wisse er nicht, welche Schlussfolgerungen man daraus tatsächlich ziehen wolle. 
Er frage, woher man die Information nehme, dass die Finanzbeamten die Prüfungen 
in den Einzelfällen nicht gemacht hätten.  

LMR Christof Taube (LRH) antwortet, die Information nehme man daraus, dass man 
in den Akten keine Bearbeitungsspuren dazu gefunden habe. Er habe es eingangs 
gesagt: Zufallsauswahl bedeute umfassende Prüfung. Wenn man dann in der Akte 
Veränderungen – man gucke sich nicht immer nur den jeweiligen Veranlagungszeit-
raum des Prüfungszeitraums an, sondern gucke auch manchmal davor – feststelle, es 
hätten sich irgendwelche Daten geändert, die Entfernungskilometer seien aber immer 
noch gleich –, dann wäre das ein Anlass, bei einer Zufallsauswahl einer Prüfung irgend-
welche Routenplaner anzuschmeißen. Wenn man dazu nichts finde, dann sei das ein 
Fall, der nicht ordnungsgemäß im Sinne dieser Zufallsauswahl bearbeitet worden sei.  

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach merkt an, die abschließende Beratung 
werde auf der Grundlage eines Beschlussvorschlages in der nächsten Sitzung statt-
finden. Auch hier werde gebeten, den Beschlussvorschlag bis zum 20. März 2025 ein-
zureichen.  
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12 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023  
Beitrag 33:  Drohende Steuerausfälle beim Wechsel der Gewinnermittlungs-
methode  

Vorlage 18/2842  

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen  
Vorlage 18/3556  

Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach merkt an, auch mit diesem Prüfbericht beschäf-
tige sich der Ausschuss in dieser Sitzung erstmals. Der Landesrechnungshof habe mit 
Vorlage 18/3556 einen aktualisierten Sachstandsvermerk zum Beitrag 33 übermittelt.  

LMR Christof Taube (LRH) betont, bei dem letzten Beitrag handele es sich um ein 
steuerrechtliches Spezialthema, das sich der Landesrechnungshof da angeschaut 
habe. Zur Freude von Herrn Rock könne er auch Zahlen nennen. Man habe sich den 
Wechsel der Gewinnermittlungsart angeschaut.  

Zum Hintergrund: Wenn Unternehmen, Gewerbetreibende bestimmte Größenordnun-
gen, was Umsatz und Gewinn anbelange, überschreiten würden, dann bestehe die 
Pflicht zur Bilanzierung, wenn sie vorher von ihrem Wahlrecht Gebrauch gemacht hät-
ten, ihren Gewinn durch das sogenannte Gegenüberstellen von Einnahmen und Aus-
gaben. darzustellen. Das sei die sogenannte Einnahmenüberschussrechnung. Wenn 
der Gewinn so ermittelt worden sei, dann müsse man halt wechseln. Und bei diesem 
Wechsel könnten sogenannte Übergangsgewinne entstehen, die recht kompliziert zu 
berechnen seien und jetzt auch nicht unbedingt so häufig vorkämen. Aus seiner Erfah-
rung – er habe es eingangs ins Feld geführt – als Richter könne er sagen, auch Steu-
erberater hätten zuweilen damit Probleme. Das sei nicht ganz einfaches Thema.  

Der LRH habe festgestellt, dass von diesen Gewinnen in dem Betrachtungszeitraum 
ungefähr zwei Drittel nicht sachgerecht bearbeitet worden seien. Hochgerechnet auf 
die landeszweiten Fallzahlen bedeute das ungefähr einen geschätzten Steuerausfall 
von 2,9 Millionen Euro sowie ein Steuerausfallrisiko von 2,5 Millionen Euro pro Veran-
lagungszeitraum.  

Er weise an der Stelle darauf hin: Das seien jetzt nicht die haushalterischen Auswir-
kungen, sondern das sei das Steuerausfallrisiko beziehungsweise der Steuerausfall, 
der nach dieser Stichprobe, die gezogen worden sei, hochgerechnet für NRW bestehe. 
Der LRH habe dem FM ausgehend von den Feststellungen bestimmte Vorschläge zur 
Verbesserung der Bearbeitungsqualität gemacht. Da gebe es im Wesentlichen nur ei-
nen größeren Dissens. Das sei – das sei vorhin auch schon mal angeklungen – das 
Thema „Zentralisierung“, wie auch zu § 35c EstG vorgeschlagen.  
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Der LHR plädiere dafür, Fälle, bei denen man in der Prüfung festgestellt habe, dass 
sie doch ein gewisses Spezialwissen oder Erfahrungswissen erforderten, in den Fi-
nanzämtern zentral bearbeiten zu lassen.  

Er nenne eine Zahl. Bei 3.300 Fällen pro Jahr im Schnitt in Nordrhein-Westfalen er-
folge ein Wechsel der Gewinnermittlungsmethode. Das mache bei der Anzahl an Fest-
setzungsfinanzämtern pro Veranlagungszeitraum 32 Fälle pro Finanzamt aus. Das be-
deute, es werde zahlreiche Sachbearbeiter geben – das sei reine Mathematik –, die 
noch nie so einen Fall gesehen hätten.  

Deswegen empfehle der LRH angesichts der doch recht anspruchsvollen Komplexität 
dieser Fälle – verbunden damit, dass sich hier wahrscheinlich keine Übung einstellen 
werde –, diese Fälle in den Finanzämtern zu zentralisieren. Dieser Empfehlung sei 
man allerdings nicht gefolgt. Da habe das FM schlicht und ergreifend einfach eine an-
dere Auffassung, sodass man da am Ende des Tages alles ausgetauscht habe. Da 
habe es keinen weiteren Diskussionsbedarf mehr Seiten des LRH gegeben.  

Simon Rock (GRÜNE) schickt voraus, er freue sich immer über konkrete Beiträge an 
der Stelle. Jetzt müsse man sich nicht darüber unterhalten, ob ein Steuerausfallrisiko 
von 5,4 Millionen Euro im Verhältnis zu dem gesamten Einkommensteueraufkommen 
in Nordrhein-Westfalen viel oder wenig sei. Jedoch sei es in jedem Fall so, dass eine 
Bündelung an zentraler Stelle in dem jeweiligen Finanzamt erstmal auch mehr Auf-
wand auslösen würde. Man müsse die Akten zumindest mal hin- und herschieben. 
Möglicherweise dauere das Ganze auch länger. Wenn das nur eine oder zwei Perso-
nen pro Finanzamt machen würden, dann sei der eine erstmal krank, der zweite in 
Elternzeit, der dritte im Urlaub und so weiter.  

Deshalb würde ihn interessieren – vielleicht lägen dem Finanzministerium auch Prog-
nosen vor –, inwieweit sich die Fallbearbeitung verzögern würde, wenn man diesem 
Zentralisierungsansatz folgen würde. Er frage, welche Auswirkungen das auf die Dauer 
der Fallbearbeitung hätte – wohlwissend, dass die Gewinnerzielungsberechnung im-
mer nur ein Teilbereich der gesamten Einkommens- oder sonstigen Steuerprüfung sei.  

RD Björn Büscher (FM) legt dar, er gehöre zum Referat V B 1 – Steuerabteilung des 
Finanzministeriums. Das Referat sei federführend, was die Betreuung angehe. Das 
FM sei sehr dankbar für die Anregung. Jeder Fall, der falsch bearbeitet worden sei, sei 
bedauerlich. Insofern sei es gut, dass man im Austausch mit dem Rechnungshof gute 
Anregungen bekomme, denen man auch weitgehend nachgekommen sei.  

Es bleibe der Dissens mit der Zentralisierung. Da müsse er in Richtung Organisations-
referat schauen, denn die Frage der Zentralisierung sei natürlich eine Frage der Orga-
nisation der Finanzverwaltung. Er könne von seiner Seite sagen: Streuverluste gebe 
es in der Tat. Soweit er als Steuerrechtler materiell rechtlich sagen könne, seien in 
dem Moment, in dem man eine Sonderzuständigkeit auf Finanzamtsebene initiiere, für 
den Steuerfall zwei Bearbeiter zuständig: einer, der den Fall normal betreue, und einer, 
der in diesem Fall zum Beispiel den Übergangsgewinn ermittele. Das heiße, dieser 
Fall werde zuerst normal betreut, dann werde er abgegeben, dann gehe er zurück an 
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den normal zuständigen Sachbearbeiter, der dann feststellt: „Alles klar, vielen Dank 
für die Ermittlung des Gewinns. Jetzt kann ich den Steuerfall abschließen.“ 

Das sei auch mit Zeitverlust für den Steuerpflichtigen verbunden, weil sich die Bear-
beitung und der Abschluss der Bearbeitung entsprechend verzögere. Im Anschluss 
gebe es dann das, was es in allen Fällen immer geben könne: Es könne ein Einspruch 
beim Finanzamt eingehen. Der Steuerpflichtige klage vielleicht unter Umständen so-
gar. Jedes Mal müsse man diesen Wechsel von verschiedenen Bearbeitern vornehmen.  

Aus diesem Grund überlege sich die Finanzverwaltung immer genau, in welchen Fällen 
man zentral bearbeite und in welchen Fällen nicht. Am Ende sei es auch wieder eine 
Frage des Risikomanagements.  

Da müsse man heute in der öffentlichen Sitzung vorsichtig sein. Er nenne als Beispiel 
eine Spezialmaterie, das Forschungszulagengesetz. Das werde zentral bearbeitet. 
Das vielleicht von seiner Seite zu der Frage Streuverluste.  

LMR Christof Taube (LRH) merkt an, zum Thema „Zentralisierung“ sei alles gesagt. 
Er wolle einen Punkt aufgreifen, den Herr Rock angesprochen habe, nämlich die Grö-
ßenordnung, die 5 Millionen Euro, die man ins Verhältnis zum Landeshaushalt setzen 
könne. Gott sei Dank! finde man steuerliche Themen, die ansatzweise in die Größen-
ordnung kämen, dass man sagen könne, das gefährde den ganzen Landeshaushalt, 
sehr selten. Gleichwohl werde das geprüft. Man müsse berücksichtigen: Es gehe im-
mer um jährliche Geschichten, die da anfielen. Das sei jetzt nicht ein Zuwendungspro-
gramm, wo es um eine einmalige Zahlung gehe, sondern das falle, wenn man unter-
stelle, dass die Fehler so weiterliefen, dann in jedem Veranlagungszeitraum an.  

Deswegen sei man bestrebt, solche Sachen mit entsprechenden Hinweisen zu begleiten 
und sich auch solche Themen anzuschauen, die ein bisschen spezieller seien, sodass 
in diesem Mikrokosmos Steuerrecht keine prüfungsfreien Kleinstbereiche entstünden. 
Also würden immer wieder auch kleinere Spezialthemen geprüft, um zu gucken, ob 
sich daraus möglicherweise für andere Dinge etwas ableiten lasse.  

Dirk Wedel (FDP) gibt zu bedenken, wenn schon der Landesrechnungshof sage, dass 
es in dem Fall um eine etwas schwierigere steuerrechtliche Materie gehe, dann wun-
dere es ihn schon, dass der FM der Auffassung sei, dass dafür kein steuerliches Spe-
zialwissen notwendig sei, um diese Fälle zu bearbeiten. Vielleicht könnte ein Vertreter 
des FM näher erklären, wieso das steuerliche Spezialwissen nicht erforderlich sei.  

Zum Zweiten würde ihn auch noch interessieren, ohne dass er das jetzt zu weit führen 
würde, wie das im Moment organisiert sei, wer im Geschäftsbereich des FM bestimme, 
ob eine Sache an zentraler Stelle bearbeitet werde oder nicht. Er habe das bisher so 
verstanden, dass es offensichtlich jedem Finanzamtsvorsteher selbst überlassen sei, 
wie er das organisiere. Vielleicht könne man das an der Stelle noch mal etwas genauer 
spezifizieren.  

Was ihm auch nicht einleuchte – das möge mit mangelndem Wissen darüber zu tun 
haben, wie das organisiert sei –, sei die Tatsache, wieso man, wenn man eine Spezial-
materie habe, auf einmal zwei Sachbearbeiter brauche. Er frage, ob das nach Buch-
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staben, nach Turnus verteilt werde, wie das ablaufe. Normalerweise würde er es sich 
so vorstellen, dass, wenn zum Beispiel ein Steuerfall mit Übergangsgewinn da drin sei, 
dann praktisch derjenige den gesamten Steuerfall komplett bearbeite, der sich damit 
sowieso beschäftige. Aber auf der anderen Seite leuchte ihm auch wieder nicht ein, 
wenn das doch alles kein Spezialwissen erfordere, warum der Bedienstete dann nicht 
den Rest direkt mitmachen könne.  

Er bitte um eine Darstellung, wie das überhaupt organisiert sei. Er habe auch seine 
Erfahrungen in einem anderen Geschäftsbereich gemacht. Er müsse ganz ehrlich sa-
gen, dass er die Philosophie, die dahinter stecke, eher befremdlich finde. Er wüsste 
gerne, warum es zum Beispiel nicht möglich sei, das genauso schnell zu bearbeiten, 
wenn es eben halt einer mache, der für diesen Spezialfall auch spezialisiert sei.  

RD Björn Büscher (FM) kommt zunächst auf das Spezialwissen zu sprechen. Der 
Kollege habe sich eben einleitend zum Wechsel der Gewinnermeldungsart geäußert. 
Es sei insofern ein Fall, der in der Tat nicht so häufig vorkomme, wobei es spezielle 
Fallgestaltungen gebe. Der klassische Fall – das sei auch Teil des Berichts – sei die 
Forderung.  

Das heiße, wenn ein vormals nicht buchführungspflichtiger Unternehmer seinem Kun-
den eine Rechnung gestellt habe, dann sei es beim Einnahmeüberschussrechner so, 
dass sich das steuerlich noch nicht ausgewirkt habe. Er habe ja kein Geld bekommen. 
Wenn er dann, aus welchen Gründen auch immer, zur 4.1-Rechnung (Pflicht zur Buch-
führung) wechsele, also Bücher führe, dann müsste er eine Forderung einbuchen. 
Diese Forderung führe dann erstmal zu einer Gewinnerhöhung.  

Wenn diese Rechnung aber im Vorzeitraum, als er Einnahmeüberschussrechner ge-
wesen sei, schon gestellt worden sei, dann müsse daran gedacht werden, dass in dem 
Moment, wo er zum ersten Mal die Bücher führe, die Forderung in die Bilanz komme 
und dass der Gewinn erhöht werde. Es sei das Problem in solchen Fällen: Wenn der 
Kunde diese Forderung bezahle, in dem Fall, wo die Bücher schon geführt würden, 
dann habe dieser Vorgang keine Auswirkungen auf den steuerlichen Gewinn. Das sei 
eigentlich der klassische Hauptfall, den die Finanzverwaltung im Blick haben müsse.  

Jetzt könne man sagen: Das klinge kompliziert, das sei Spezialwissen. Wenn man 
Spezialwissen immer aus Sicht des Sachbearbeiters im Finanzamt definieren wolle – 
auf den komme es ja an, er habe den Fall auf dem Tisch –, dann sei das Standardwis-
sen, was er im ersten Lehrjahr lerne, nämlich: Wenn ein Kunde eine Rechnung be-
zahle, wie das steuerlich zu erfassen sei, wann es eine Betriebseinnahme sei, wie die 
Gewinnermittlungsarten funktionieren würden.  

Das heiße, aus seiner Sicht sei hier kein Spezialwissen erforderlich im Gegensatz, wie 
es zum Beispiel bei anderen Fällen der Fall sei. Auch hier müsse man wieder vorsichtig 
sein mit Einzelheiten. Ein Beispiel: Wenn Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 
erklärt würden, es müsse eine Immobilie bewertet werden – die Bewertung von Immo-
bilien sei für den Sachbearbeiter im Finanzamt Spezialwissen.  

Das rechtfertige dann schon eine andere Zuständigkeit oder eine erhöhte Risiko-
klasse. Das vielleicht aus seiner Sicht zum Thema „Spezialwissen“.  
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Dann sei gefragt worden, warum da zwei Sachbearbeiter erforderlich seien. In seinem 
Beispiel sei es so, dass man dieses spezielle Thema einer Zentralstelle zuweise, und 
der Rest bleibe beim ursprünglich zuständigen Mitarbeiter. Natürlich könne man das 
ändern. Man könne sagen: Alle Fälle, in denen die Gewinnermittlungsart wechsele, 
gingen in eine andere Stelle. Nur dann müsse die andere Stelle auch wieder alle an-
deren Sachen bearbeiten, die sonst noch in dem Fall drin seien. Da sei vielleicht auch 
erstmal Vermietung und Verpachtung erklärt worden. Vor dem Hintergrund könne man 
das machen. Das sei aber keine zentrale Bearbeitung im eigentlichen Sinne, so wie er 
das hier verstehen würde.  

LMR Christof Taube (LRH) entgegnet, 1. Semester, sei klar. Das sei halt das theore-
tische Wissen. Man müsse sich vorstellen: Es werde eine Eröffnungsbilanz aufgestellt. 
Im Grunde genommen müsse man jede einzelne Bilanzposition daraufhin durchgehen, 
ob sie irgendwelche Auswirkungen habe. Er habe sich in Vorbereitung auf die Sitzung 
nochmal angeguckt: Es gebe vom nwb Checklisten für Steuerberater. Die seien nicht 
gerade kurz. Da könne man bei Gelegenheit mal reinschauen. Das sei nicht so einfach.  

Natürlich sei das jetzt eine Wertungsfrage – Spezialwissen: „Ja oder nein? Was sollte 
man können? Was kann man sich irgendwie im Job aneignen?“ Seines Erachtens 
gebe es eine Schwelle mit Blick darauf, dass die Übungen fehlen würden. Wenn man 
jetzt sehen würde, dass es einfach mehr Fälle seien und die Sachbearbeiter im Fluss 
seien, dann sei er beim FM. Aber da es jetzt so wenig Fälle seien, sei das Rüstzeug 
dafür aus Sicht des LRH schon so speziell, dass man diese Empfehlungen abgegeben 
habe. Wie gesagt, das sei eine Wertungsfrage.  

Dirk Wedel (FDP) erinnert an seine Frage, die noch nicht beantwortet worden sei, 
nämlich die Frage danach, wer eigentlich da Entscheidungen treffe. Er wüsste gerne, 
welche Entscheidungen, was Geschäftsverteilungen angehe, auf der Ebene des Fi-
nanzamts getroffen würden, welche von der OFD oder vom Ministerium.  

RD Björn Büscher (FM) antwortet, das liege im Verantwortungsbereich der OFD, die 
das von Fall zu Fall an die Vorsteher der Finanzämter weitergebe.  

Vanessa Odermatt (CDU) nimmt Bezug darauf, dass es ja nicht um sonderlich viele 
Fälle gehe. Sie frage, ob es da das Problem sei, dass es an dem Wissen scheitere. 
Es sei ja nicht schwer, Forderungen und Verbindlichkeiten gegebenenfalls in Über-
gangsgewinne umzurechnen. Es könnte auch sein, dass man aus den Unterlagen 
nicht ersehen könne, wann die Forderung entstanden sei. Eventuell habe der Steuer-
ausfall nicht mit fehlendem Fachwissen zu tun, sondern mit der Tatsache, dass man 
den tatsächlichen Sachverhalt nicht ermitteln könne.  

Die andere Frage betreffe die Sonderzuständigkeiten. Herr Taube habe gesagt, dass 
man zu § 35c EstG eine Zentralisierung vorgeschlagen habe. Es könnte ja einen Fall 
geben, der einen Übergangsgewinn und § 35c EstG betreffe. Dann habe er vielleicht 
noch einen dritten Sondersachverhalt. Dann gehe er über vier Stellen, wenn man 
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überall Sonderzuständigkeiten habe. Sie frage das FM, ob es überhaupt möglich sei, 
so etwas tatsächlich umzusetzen.  

Sie denke, es sei immer besser, wenn man jemanden mit Fachwissen habe, der aus 
dem Effeff alle Rechtsprechungen im Steuerrecht kenne. Bekannt sei, das Steuerrecht 
sei auch in den letzten Jahren nicht einfacher geworden. Es gebe mittlerweile so viele 
Sonderausnahmen von der Sonderausnahme und die Rückausnahme. Da sei man 
irgendwann nur noch bei Sonderzuständigkeiten.  

LMR Christof Taube (LRH) antwortet zunächst auf die Frage nach den Ursachen. Der 
LRH habe auch Fälle gefunden, bei denen die Sachverhalte nicht vollständig in den 
Akten gewesen seien. Es sei nicht auszuschließen, dass das Fachwissen nicht da ge-
wesen sei, jedenfalls seien Fälle falsch bearbeitetet worden. Es sei immer schwierig, 
da die ganz zentrale Ursache zu finden. Er wäre ein bisschen vorsichtig bei dem 
Thema zu sagen, es gehe einfach nur darum, Forderungen und Verbindlichkeiten um-
zurechnen. So einfach sei es in der Tat nicht. Auch Steuerberater hätten erhebliche 
Probleme mit diesem Thema.  

Was jetzt den zweiten Aspekt anbelange, da sei er völlig d’accord. Da müsse man 
natürlich aufpassen. Auch wenn steuerrechtliche Themen per se komplex seien, könne 
man jetzt nicht für jedes Thema eine Sonderzuständigkeit fordern. Deswegen überlege 
sich der LRH schon recht gut, wann er das empfehle und wann nicht. Der LRH habe 
hier – das gehöre zur Vollständigkeit dazu – alternativ auch angeregt, dass man die 
Betriebsprüfungsstellen gegebenenfalls beteiligen könne. Man wolle auch nicht zu de-
taillierte Empfehlungen abgeben, weil das FM ja auch noch ein bisschen Spielraum 
brauche.  

Frau Odermatt habe von einer Doppelung gesprochen, also einem § 35c-Fall plus 
Wechsel der Gewinnermittlungsart. Da fehle ihm die Fantasie dafür, ob diese Fälle 
überhaupt auftreten könnten, weil die 35c-Fälle die energetischen Sanierungen an 
Wohngebäuden beträfen, wohingegen einen Wechsel der Gewinnermittlungsart Ge-
werbetreibende betreffe, die, wenn sie Gebäude in ihrem Betriebsvermögen führten, 
sie deshalb im Betriebsvermögen führen würden, weil Sie ja nicht bewohnt würden. Er 
wisse jetzt nicht, ob er sich so weit aus dem Fenster lege, wenn er sage, dieser Fall 
könne nicht vorkommen. Vielleicht könnten die Kollegen dazu etwas sagen.  

ORR Carsten Meis (FM) erwidert, zu der Kombination könne er jetzt auch nicht viel 
sagen. Er könne aber kurz aus seiner Verwaltungserfahrung berichten. Der FM richte 
Stellen ein, die die Oberfinanzdirektion einheitlich einsetze. Es gebe aber auch einen 
großen Anteil an dezentraler Verantwortung in den Finanzämtern, die die Vorsteher 
dort nach den regionalen Gegebenheiten organisieren würden.  

Die Finanzämter seien unterschiedlich und damit mitunter auch die tiefen Organisati-
onsformen in den Finanzämtern. Damit gebe es möglicherweise auch in dem einen 
Finanzamt eine zentralisierte Bearbeitung für §35c-Fälle und in dem anderen eben 
nicht. Das jetzt über alle Finanzämter überzustülpen, davon habe man zentral abge-
sehen, um bei dem Beispiel zu bleiben. Aber das jetzt nur noch zur Abrundung.  
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Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach merkt an, damit sei die erste Beratung 
zu diesem Tagesordnungspunkt beendet. Die abschließende Beratung werde auf der 
Grundlage eines Beschlussvorschlags in der nächsten Sitzung stattfinden. Es werde 
gebeten, den Beschlussvorschlag bis Donnerstag, den 20. März 2025, einzureichen. 

Die nächste Sitzung finde am 25. März um 13.30 Uhr statt.  

gez. Anke Fuchs-Dreisbach 
stellv. Vorsitzende 

8 Anlagen 
17.03.2025/18.03.2025 





CDU-Landtagsfraktion       13.02.2025 
GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 18.02.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 15 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Kostenexplosion und intransparente 
Entscheidungswege bei der Sanierung des Schauspielhauses 
Düsseldorf 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) gemeinsam 
mit dem Staatlichen Rechnungsprüfungsamt Köln die Zuwendungen für 
Sanierungsmaßnahmen am Schauspielhaus Düsseldorf geprüft hat. Der 
Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass die 
Kostensteigerungen bei den Sanierungsmaßnahmen durch das Fehlen 
eines ganzheitlichen Sanierungskonzepts verursacht wurden.  
 
Darüber hinaus nimmt der Ausschuss zur Kenntnis, dass es zu 
Verfahrensfehlern im Zuwendungsverfahren gekommen ist. Mögliche 
Interessenskollisionen innerhalb des Ministeriums für Kultur und 
Wissenschaft (MWK) ergaben sich daraus, dass es sowohl die Aufsicht 
über die zuständige Bewilligungsbehörde innehatte als auch am 
Schauspielhaus beteiligt war.  
 
Der Ausschuss begrüßt, dass das MKW die Kritik und Anregungen des 
LRH aufgenommen, die Fehler im Wesentlichen eingestanden und 
größtenteils bereits abgestellt hat sowie entsprechende Maßnahmen 
eingeleitet oder umgesetzt wurden.   
 
Der Ausschuss erwartet, dass das MKW die Organisationsstrukturen und 
Beteiligungsverhältnisse sukzessive optimiert, um mögliche 
Interessenskollisionen zu vermeiden.  
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GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 18.02.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 29 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Förderung des Erwerbs von Wohneigentum auf 
fehlerhafter Grundlage - Mitnahmeeffekt inklusive 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die 
Entstehung der Förderrichtlinie Wohneigentum im Ministerium der 
Finanzen (FM) und deren Umsetzung durch die NRW.BANK untersucht 
hat. Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass 
bei der Einführung der Förderrichtlinie mehrere wesentliche 
Unstimmigkeiten aufgetreten sind, die zu beträchtlichen Mitnahmeeffekten 
geführt haben und nach Auffassung des LRH nicht im Einklang mit 
Haushaltsrecht stehen. 
 
Der Ausschuss nimmt zudem zur Kenntnis, dass es Bedenken gibt, ob die 
grundsätzliche Ausgestaltung des Förderprogramms als „Zuwendung“ 
einzustufen ist, und dass der LRH nicht in ausreichendem Maße in die 
Erstellung der Förderrichtlinie einbezogen wurde. 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass das FM zum Ausdruck gebracht hat, dass 
es in gleichgelagerten Fällen den LRH zukünftig einbeziehen würde. 
 
Der Ausschuss hält es für sinnvoll, dass künftige vom Land gewährte 
steuerliche Entlastungen durch Gesetzesänderungen umgesetzt und nicht 
über Förderprogramme realisiert werden. 
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SPD-Fraktion 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 18.02.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 29 des Jahresberichts 2024 des 
Landesrechnungshofs NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: 
Förderung des Erwerbs von Wohneigentum auf fehlerhafter Grundlage - 
Mitnahmeeffekt inklusive 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die Entstehung der 
Förderrichtlinie Wohneigentum im Ministerium der Finanzen (FM) und deren 
Umsetzung durch die NRW.BANK untersucht hat. Der Ausschuss nimmt als 
zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass bei der Erstellung der Förderrichtlinie 
Fehler aufgetreten sind, die zu erheblichen Mitnahmeeffekten geführt haben. 
 
Der Ausschuss nimmt zudem zur Kenntnis, dass es Bedenken gibt, ob die 
grundsätzliche Ausgestaltung des Förderprogramms als „Zuwendung“ einzustufen 
ist. Der Ausschuss missbilligt, den Versuch seitens des Finanzministeriums eine 
vorgeschriebene Beteiligung des Landesrechnungshofs zu umgehen. 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass das FM die Kritik und Anregungen des LRH in weiten 
Teilen angenommen hat. Der Ausschuss erwartet, dass das Finanzministerium die 
Beteiligungspflichten des Landesrechnungshof in Zukunft einhält. 
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CDU-Landtagsfraktion       13.02.2025 
GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 18.02.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 25 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Einführung eines digitalen 
Vergabemanagementsystems beim Bau- und Liegenschaftsbetrieb 
Nordrhein-Westfalen immer noch nicht abgeschlossen 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die 
Vergabe von Bauleistungen beim Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW 
(BLB) geprüft hat. Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur 
Kenntnis, dass sich die Einführung des digitalen 
Vergabemanagementsystems (VMS) im Einführungsmanagement 
verzögert hat, wodurch Unvollständigkeiten in der Vergabeakte 
entstanden sind. Außerdem sind Verstöße gegen vergaberechtliche 
Bekanntmachungspflichten festgestellt worden. 
 
Der Ausschuss stellt fest, dass aufgrund der Nichtabbildbarkeit von 
Nachträgen im VMS derzeit keine Aussage darüber getroffen werden 
kann, ob eine frühere Implementierung des VMS mutmaßliche 
Vergaberechtsverstöße wie bei der Sanierung der Staatskanzlei wirksam 
verhindert hätte und begrüßt, dass diese Frage Bestandteil des 
Prüfauftrags der vom Ministerium der Finanzen (FM) initiierten externen 
Prüfung des BLB sein wird.  
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der BLB die Versäumnisse eingeräumt und 
in Abstimmung mit dem FM geeignete Maßnahmen zur Implementierung 
des VMS und zur Abstellung von Verstößen gegen vergaberechtliche 
Bekanntmachungspflichten ergriffen hat. 
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SPD-Fraktion 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 18.02.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 25 des Jahresberichts 2024 des 
Landesrechnungshofs NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: 
Einführung eines digitalen Vergabemanagementsystems beim Bau- und 
Liegenschaftsbetrieb Nordrhein-Westfalen immer noch nicht abgeschlossen 
 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof die Vergabe von 
Bauleistungen beim Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW (BLB) geprüft hat. Der 
Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass der BLB die 
Einführung eines digitalen Vergabemanagementsystems (VMS) zeitlich deutlich 
verfehlt hat, wodurch Unvollständigkeiten in der Dokumentation von 
Vergabeverfahren gekommen ist. Der Ausschuss stellt weiterhin fest, dass der BLB 
mehrfach gegen vergaberechtliche Bekanntmachungspflichten verstoßen hat. 
 
Der Ausschuss stellt fest, dass eine rechtzeitige Umsetzung der Vorgaben zur 
Einführung sowie die Nutzung eines einzelnen Systems möglicherweise dazu geführt 
hätten, dass Fehler oder unvollständige Akten bei den Vergaben für die Sanierung 
der Staatskanzlei früher aufgefallen wären. Der Ausschuss begrüßt, dass diese 
Frage Bestandteil des Prüfauftrags an ein externes Wirtschaftsunternehmen durch 
das Ministerium der Finanzen zur Prüfung des BLB ist. 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der BLB die Versäumnisse eingeräumt und in 
Abstimmung mit dem Ministerium der Finanzen geeignete Maßnahmen zur 
Implementierung des VMS und zur Abstellung von Verstößen gegen 
vergaberechtliche Bekanntmachungspflichten ergriffen hat. 
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GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 18.02.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 26 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Portfoliosteuerungstool des Bau- und 
Liegenschaftsbetriebs Nordrhein-Westfalen: Welche Immobilie wird 
zuerst saniert? 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) gemeinsam 
mit den Staatlichen Rechnungsprüfungsämtern Arnsberg und Köln den 
Prozess der Portfolioanalyse des Bau- und Liegenschaftsbetriebs NRW 
(BLB) untersucht hat. Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur 
Kenntnis, dass in der Portfoliosteuerung deutlicher 
Verbesserungsbestand im Hinblick auf die Bewertung des 
Sanierungsbedarfs und dessen Dringlichkeit bestand. 
 
Der Ausschuss nimmt außerdem zur Kenntnis, dass die Kriterien zur 
Bewertung der Sanierungsbedürftigkeit und deren Gewichtung nicht 
angemessen waren und die für die Erreichung des Ziels der 
klimaneutralen Landesverwaltung relevanten erhobenen Energiedaten 
der Gebäude nur eine begrenzte Aussagekraft hatten. 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der BLB die Versäumnisse eingeräumt und 
in Abstimmung mit dem Ministerium der Finanzen (FM) neue 
Bewertungskriterien zur Sanierungsbedürftigkeit erarbeitet hat. 
 
Der Ausschuss geht davon aus, dass der BLB darauf hinarbeitet, den 
Energieverbrauch seiner Gebäude lückenlos und gebäudescharf zu 
erfassen, um einen Beitrag zum Erreichen des Zieles der klimaneutralen 
und nachhaltigen Landesverwaltung zu leisten. 
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FDP-Landtagsfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 18.02.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 30 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Hohes Steuerausfallrisiko bei der 
energetischen Sanierung von Wohngebäuden 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) gemeinsam 
mit dem Staatlichen Rechnungsprüfungsamt für Steuern die Gewährung 
von Steuerermäßigungen nach §35c EStG geprüft hat. Der Ausschuss 
nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass sich aus der teils 
nicht korrekten Bearbeitung von Fällen der Steuerermäßigung nach §35c 
EStG ein Steuerausfallrisiko für das Land ableitet. 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass das Ministerium der Finanzen (FM), die vom 
LRH ausgesprochenen Anregungen zur Verbesserung der 
Bearbeitungsqualität teilweise umgesetzt hat und weiterhin darum bemüht 
ist, die Bearbeitungsqualität weiterzuentwickeln. 
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CDU-Landtagsfraktion       13.02.2025 
GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 18.02.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 18 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Rücklagen der Universitäten und 
Fachhochschulen - je mehr, desto besser? 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die 
Rücklagen und das sonstige freie Eigenkapital der vom Land getragenen 
Universitäten und Fachhochschulen geprüft hat. Der Ausschuss nimmt als 
zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass die Universitäten und 
Fachhochschulen Ende 2021 insgesamt über erhebliche freie allgemeine 
Rücklagen und sonstiges freies Eigenkapital verfügten.  
 
Der Ausschuss begrüßt, dass das Ministerium für Kultur und Wissenschaft 
(MKW) eine Überarbeitung der Regelungen zu den Rücklagen sowie eine 
Beteiligung der Hochschulen an finanzwirksamen Maßnahmen in Betracht 
zieht.  
 
Der Ausschuss erwartet, dass, wo möglich und sinnvoll, die Rücklagen 
und das sonstige freie Eigenkapital der Universitäten und 
Fachhochschulen prioritär genutzt werden. Darüber hinaus würde der 
Ausschuss eine weitere Verbesserung der Transparenz in Bezug auf die 
Entwicklung der Rücklagen und des sonstigen freien Eigenkapitals 
begrüßen. 
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